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Abgeordneter haeniſch

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
112. Sitzung Montag, den 21. Januar, vorm. 11 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Dr. Friedberg, Hergt, v. Breiten-bach, v. Giſenhardt-Rothe.
Abg. v. Trampſcynſki (Pole): Wir proteſtieren dagegen, daß auch

der diesjährige Etat wieder Mittel „zum Schutze des Deutſchtums“
anfordert, die in Wahrheit der Bekämpfung des Polentums dienen.
Es war durchaus richtig, daß in den Breſter Verhandlungen zunächſt
allgemeine Regeln feſtgelegt wurden, innerhalb deren man dann an
die Löſung der praktiſchen Aufgaben herangehen konnte. Das
nimmt vielleicht etwas mehr Zeit in Anſpruch, aber für jeden
denkenden Menſchen iſt nicht die Hauptfrage, ob dieſer Krieg nun
noch drei oder vier Monate länger dauert, ſondern daß er nicht
u neuen Kriegen führt. Dieſer Krieg darf nicht mit einem Macht-frieden enden, wir ſtehen auf dem Boden des Verſtändigungs-

friedens. Zunächſt machte die Breſter Verhandlung einen ver-
heißungsvollen Anfang, aber die erſten Hoffnungen wurden durch
das weitere Verhalten der Mittelmächte zu ſchanden, die zwar theo
retiſch das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker anerkennen, aber nicht
international löſen wollen. Dieſer Standpunkt iſt völlig falſch; es
gibt kein ungeſchriebenes Recht, daß ein Staat ſich nicht in die
inneren Angelegenheiten eines andern einmiſchen darf. Alle Kriege
t 1864 beweiſen das Gegenteil. Zu einer innerſtaatlichen Rege-
ung gehört Vertrauen, und wo ſollen wir das Vertrauen bei uns
nehmen (Sehr richtig! bei den Polen.) Sollen wir an die Un
parteilichkeit eines Schiedsgerichts glauben, zu dem etwa Herr
v. Heydebrandt oder Frhr. v. Zedlitz gehören Wir würden nur zu
einem inteynationalen Schiedsgericht Vertrauen haben können.
Das deutſche Volk ſollte dieſen Vorſchlag nicht ablehnen. Der
Redner icht eingehend -die-natisnalpolitiſchen Verhältniſſe in
Oeſterreich, die durch gegenſeitige Verſtändigung befriedigend gelöſt
e Die Prediger des nationalen Haſſes werden auch in Zukunft

ie maßgebenden Herren Deutſchlands ſein, denn wenn nicht etwas
Beſonderes geſchieht, dürfte ihnen die Sabotage der Wahlrechts
vorlage ſchon gelingen! Der „Schutz“ einer Nationalität durch den
Staat iſt immer eine Aggreſſivmaßnahme gegen die andre. Wir
heben den Fehdehandſchuh, den uns die Konſervativen und National-
liberalen hinwerfen, auf und fühlen in dieſem Kampfe die Mehrheit
des deutſchen Volkes hinter uns! (Lebhafter Beifall bei den Polen.)

Miniſter des Jnnern Dr. Drews ſtellt ſich im Gegenſatz zum
Vorredner auf den feſten Standpunkt, daß die Nichteinmiſchung in
die inneren Angelegenheiten eines Volkes die Vorbedingung für
einen dauernden Frieden ſeien. Der moderne Staat baſiert auf der
Dre der Selbſtändigkeit, der inneren Freiheit und Unabhängigkeit.

ie Jdee der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit, die wir im
Prinzip ebenfalls gutgeheißen haben und weiter gutheißen, ſteht
dem in keiner Weiſe entgegen. Meinem Gefühl von Ehre und
Würde eines Staates widerſpricht es grundſätzlich, wenn von einem
Staat verlangt wird, daß er die Regelung ſeiner inneren Verhält-niſſe den Spruche einer außenſtehenden Macht unterbreiten ſoll.

Die Beziehung auf das Nationalitätenrecht in Oeſterreich iſt unan-
bracht, denn Preußen iſt ein einheitlicher Staat; dieſe Einheitlich-
it aufzuheben, iſt für uns vollkommen undiskutahel. Wir würden

nach wie vor unbedingt an der Aufrechterhaltung des Schutzes des
Deutſchtums feſthalten. Das ſteht in keinem Widarſpruche zu demzugeſicherten Verzicht auf Repreſſalien. Mit en die
mit dem Gedanken der Lostrennung vom preußiſchay Staate ſpielen,
können wir nicht zuſammenarbeiten. Jn der Händ der polniſchen
Bevölkerung ſelbſt liegt es, welche Luft in Zukunft in der Oſtmark
wehen ſoll.

Dr. Hoeſch (Konſ.): Die polniſche Forderung, daß eininterniorger Gerichtshof über innerpreußiſche Dinge mitreden

ſoll, weiſen wir zurück. Da wir Sieger ſind, können wir auch als
ſolche auftreten. Wir verkennen nicht die Schwierigkeiten der Volks
ernährung, aber in den gegneriſchen Ländern ſteht es noch
ſchlimmer.

Landwirtſchaftsminiſter v. Eiſenhardt-Rothe: Jch freue mich,
da ich zum erſtenmal in dieſem Hauſe ſpreche, der Landwirtſchaftdie berhiente Anerkennung ausſprechen zu können. Dieſer Anerken-
nung wird auch jeder Verbraucher beitreten. Die landwirtſchaftliche
Erzeugung nach Möglichkeit zu ſteigern, iſt das Gebot der Stunde.
Für eine vierjährige Kriegsdauer iſt unſere wirtſchaftliche Lage
noch immer erträglich, zumal wenn man bedenkt, daß wir es nicht
r die den Krieg verlängern. Wir werden daher in Geduld
ie Entbehrungen weiter auf uns nehmen. Wir

werden auch den Wirtſchaftskrieg leichter ertragen, als diejenigen,
die ihn uns aufgezwungen haben. re

Abg. Frentzel (Freiſ. Vp.): Unſere Unterhändler in BreſtLit S beſkefen der guten götſchuge des Herrn Hoeſch nicht.

Jhre Aufgabe iſt ſchwer genug, als daß wir ſie ihnen noch durch be-
ſondere Wunſchzettel erſchweren ſollten. Der Redner hebt die Wichet der kFſorgung der Landwirtſchaft mit Stickſtoffdünger

rvor.
Abg. Dr. Macco (Natl.): Auch wir halten es für eine d

Aufgabe des Landwirtſchaftsminiſters, für die rechtzeitige Beſchaf-
fung von Sämereien und Stickſtoff zu ſorgen. Gegenüber Rußland
und Oeſterreich verlangen wir eine geſunde Handelsvertragspolitik.
Angeſichts der geplanten Tariferhöhungen der c r rmüſſen wir vor allem verlangen, daß die beſtehenden Stkeuern
überall gleichmäßig erhoben werden; es geht nicht weiter an, daß die
Einkommenſieuerveranlagung durch die Landräte erfolgt. Dieet n Maßnahmen der ehe zur Vereinfachung
es Verkehrs ſind eine Rechtfertigung der Kirchhoffſchen Vorſchläge.

t Abg. Haeniſch (Soz.):
ßunächft einige Bemerkungen zum Etat. Ueber die Notwendig-

keit der weiteren Erhebung der n zur Einkommen-
ſteuer haben meine Freunde noch nicht Stellung genommen. Jch
perſönlich halte ſie für ſehr zweifelhaft. Jedenfalls muß ſpäteſtens
bei Friedensſchluß eine allgemeine

Steuerreform, die von ſozialem Gerſſte geleitet iſt,
in Angriff genommen werden. Die geplantg weitere Erhöhung der
Eiſenbahntarife lehnen wir ab. Klagen über unſere
Eiſenbahnmiſere können wir uns nur voll anſchließen. Die jetzigen
Erhöhungen der Perſonentarife ſind

in ganz ungeſetzlicher Weiſe zuſtande gekommen.
Sie durften ohne Befragung des Parlamentes nicht erfolgen.

(Sehr wahr!) Der Gedanke des Herrn Kirchhoff, ein Reichs-
verkehrsamt der Kriegsnotmaßnahme zu ſchaffen, ſcheint uns er-
wägenswert. Mit der Vermehrung der Kreisſchulinſpektoren wird
viel zu langſam vorgegangen. Dringend notwendig iſt eine Aus-
dehnung der Gewerbeinſpektoren, beſonders der weiblichen,
angeſichts der Vermehrung der Frauenarbeit. Endlich bedauern
wir, daß ſich auch in dieſem Etat wieder die Kampfpoſitionen gegen
die Polen und Dänen finden. Wir fordern eine Verſöhnungspolitik.
Der Gedanke einer polniſchen Autonomie erſcheint allerdings auch
uns undenkbar, nicht nur im Jntereſſe Preußens, ſondern auch der
Kolen ſelbſt. Die polniſche Autonomie iſt ein Traum und nicht
einmal ein ſcköner.

Zur Frage der Zenſur und des Belagerungs-
zu ſtandes werden wir beim Miniſterium des Jnnern Stellung
nehmen. Den Klagen, die darüber im Hauptausſchuß des Reichs
tages vorgebracht ſind, ſchließen wer uns voll an und hoffen, daß der
von meinem Parteigenoſſen Heine ausgearbeitete Geſetzentwurf
über den Belagerungszuſtand baldmöglichſt Geſetzeskraft erlangt.
(Bravo bei den Sozialdemokraten.)
Die Verbote von VWahlrechtsverſammlungen

müſſen aufhören. Es liegt auch im Intereſſe der Regierung, daß die
Stimmen der Maſſen in dieſer Frage zum Ausdruck kommen Auch
liegt in ihnen ein Ventil, um Exploſionen zu verhindern, die der Re
gierung am wenigſtens erwünſcht ſein können.

In der Ernährungspolitik fordern wir.
ſchlennigſte Beſeiligung des Syſtems Waldow

im Intereſſe der Volkswohlfahrt und der nationa Wohlfahrt. (Sehr
wahr! links.) Jn der Frage der Kriegsziele will ich mich der
Zurückhaltung befleißigen, die durch die ſchwierige Lage unſrer Unter
händler geboten iſt. Das plumpe Dazwiſchenfahren der alldeutſchen
Preſſe iſt im deutſchnationalen Intereſſe auf das lebhafteſte zu be
dauern. Wir wünſchen, daß auf dem Wege beiderſeitigen Entgegen-
kommens, ſowohl Rußlands wie Deutſchlands, ſobald wie möglich ein

ehrlicher Verſtändigungsfrieden mit Rußland

zuſtande kommt, worauf wir um ſo eher hoffen dürfen, nachdem die
Grundlagen eines ſolchen Friedens mit der Ukraine bereits geſchaffen
ſind. Nach dem Sturz des eroberungsſüchtigen Zarismus beſteht

irgendein unüberbrückbarer Gegenſotz zwiſchen dem deutſchen und ruſſi
ſchen Volke nicht mehr. (Sehr wahr! b. d. Soz.)

Gerade der Krieg hat gezeigt, in wie hohem Maße dieſe beiden
Kulturvölker aufeinender angewieſen ſind: Deutſchlond kann ohne die
Erzeugniſſe der ruſſiſchen Landwirtſchaft nicht auskommen und Ruß-
land iſt auf die Induſtrie Deutſchlands angewieſen. Dem ruſſiſchen Volke
in ſeinen ſchweren wirtſchaftlichen Nöten und ſeinem furchtbaren Ringen
nach neuen Formen rufe ich von dieſer Stelle einen herzlichen Gruß
über die Grenzen und

den Ausdruck unſrer lebhafteſten Sympvalhien
zu. (Bravo! b. d. Soz.) Mögen ſich unſre Unterhändler ſo maßvoll
und weitſichtig zeigen, wie Bismarck 1866 beim Nikolsburger Frieden
gegenüber Oeſterreich. Auch jener Friede wurde als ſchwächlich und
als Verzichtfrieden bekämpft und hat ſich doch bewährt. Wenn man
einen beſſeren Schutz im Oſten verlangt, ſo empfinden auch wir gewiß
die Leiden mit, die unſre Brüder in Oſtpreußen durchgemacht haben.
Aber gerade um eine Wiederkehr ähnlicher Zuſtände zu verhindern,
treten wir für eine freie und ehrliche Verſtöndigung mit Rußland und
für eine ſtagtliche Vnabbängickeit der Randrölfer ein. Das beſte wäre
freilich ein dauerndes freundnachborliches Verhältnis zwiſchen Deutſch-
land und Rußland ſelbſt. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Ein ſolcher Frieden
wäre auch die beſte Gewähr für die Herbeiführung eines allgemeinen
Friedens, den zweifellos auch die Völker der Entente herbeiſehnen.
Auch die weiteſtgehenden Annerionen fönnten niemals wehr einen Er-
ſatz bringen für die ungebeuerlichen Verſuſte an beſter Volkskraft, die
der Krieg im Gefolge gehabt hat. (Sehr wohr! links.) Wenn mon
dem Phantom eines ſolchen Erſotzfriedens nachjgat, kommt man nur in
Gefahr, den Krieg immer weiter zu verlängern und das Ziel ſchließlich
in nebelbofter Ferne verſchwinden zu ſehen. Mon ſogt. wir dürfen uns
qusſchſießlich von deutſchem Intereſſe bei den Friedensverhandlungen
leiten laſſen. Richtig verſtanden, ſtimmen wir dem zu, aber wir ſehen
die wirkliche Wabrung deutſcher Intereſſen nicht in einer Vergewaltigung
fremder Völker, ſondern

in einer weilausſchauenden Verſöhnungspoliſik.

Daß wir dabei auch deutſche Intereſſen wohren, iſt ſelbſtverſtändlich,
denn wir ſind die Vertreter deutſcher Arbeiter. (Abg. Hoffmann:
Ehemals internotionol!) Wir haben ſtets betont. daß ein Jnternat'ona-
lismus nur denkbar iſt auf der Grundlage netionaler Varteien. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Wir ſind Vertreter deutſcher Arbeiter ohne jeden
Chaunvinismus, ohne eine Svpr von natiovoler Ueberbeblichkeit. (Abg.
Hoffmann: Wir ſollen Menſchen ſein!) Gewiß, aber nicht Men
ſchen im leeren Raum, ſondern dentſche Menſchen, Menſchen quf
deutſcher Erde. die aus deutſcher Hultur die beſte Kroft haben. Das
deutſche Volk kann nur einem Frieden zuſtimmen. der ſeine territo-
riale Unverſehrtbeit, ſeine politiſche und wirt-
ſchaftliche Entwicklungsfreiheit garantiert.

Darum eriffierk für die denfſche Sorieldewokratie keine elſagk
lolhringiſche Frage. (Abg. Hoffmann: Hört, hört!) Elſaß-Lothrin-
gen iſt früher deutſches Lond geweſen und wird deutſch bleiben trotz des
Abg. Hoffmann. Jede Einwiſchung einer fremden Macht, ob es nun
Herr Llond George, Herr Clemencegu oder Wilſon iſt. in innere
deutſche Rerhältniſſe lehnen wir ab. Wir win“chen eine aründliche und
ſhneſſe Reform vnſrer innervolitiſchen Verböltniſſe, aber das ſind ans-
Echließlich de ut ſche Angelegenheiten. Wir lehnen ſelbſtverſtändſich
auch eine Einmiſchung in die innerpolitiſche Geſtaltung unſrer Ver

über Frieden und Freiheill

bündeten, Oeſterreich und die Türkei, ab. Wenn die Entente den
Völkern Oeſterreichs und der Türkei das Selbſtbeſtimmungsrecht, wie
ſie es nennt, bringen will, dann ſagen wir:

Kümmerk Euch erſt um das Selbſtbeſtimmungsrecht Jrlands,
Indiens uſw.

Selbſtverſtändlich treten wir auch ein für Aufrechterhaltung unſrer
vollen wirtſchaftlichen Freiheit. Wir ſind nicht zu haben
für einen engliſchen Frieden, der gekennzeichnet iſt durch das Wort
Lloyd Georges von dem Bombenwurf ouf den deutſchen Handel. Dar
unter würde niemand ſchwerer als die deutſche Arbeiterklaſſe
leiden. (Sehr wahr! b. d. Soz.)

Mit dem Begriff des Selbſtbeſtimmungsrechts kann man praktiſch,
politiſch nicht allzuviel anfangen. Die Unabhängigen mögen einmal
leſen, wie deſpektierlich ſich Marx und Engels in der Rheiniſchen
Zeitung über das Selbſtbeſtimmungsrecht geäußert haben. Dieſer Be
griff entſpricht vielmehr den Gedankengängen zur Zeit der großen
franzöſiſchen Revolution, als der Auffaſſung des modernen wiſſenſchaft
lichen Sozialismus. Wenn Herr Ströbel auf ſolch leeren Begriffen
herumreitet, ſo macht er mehr den Eindruck eines bürgerlichen Jdeologen
als eines marxiſtiſchen Sozialiſten. Wer nicht mehr fähig iſt, Neues
zu lernen, den beneide ich wahrhaftig nicht. Wir ſchwanken nicht halt-
los hin und her, aber wir haben das ungeheure Erlebnis des Krieges in
der Tat zum Anlaß genommen, um unſre bisherige Erkenntnis neu zu
fundamentieren. Wer blindlings durch die Welt läuft und die Augen
vor allen neuen Tatſachen verſchließt, denkt dogmatiſch, aber nich
wiſſenſchaftlich. (Sehr gut! b. d. Soz.)

Alſo wir lehnen jede Vergewaltigung fremder Völker ab.
Es würde eine Schwächung Deutſchlands bedeuten, wenn wir in

größerem Maße fremdes Volkstum in unſern nationalen Körper hinein
bekämen, die wir niemals verdauen können. Deshalb muß gerade im
deutſchen Intereſſe vor allen offenen oder verſteckten Annexionen ge
warnt werden. Das beſagt natürlich nicht, daß nun alles ganz genau
ſo bleibt, wie es vor dem Kriege war. (Hört, hört!)

Das hat ſelbſt Jhr Freund Ledebour im Reichskag erklärt.
Es iſt höchſt bezeichnend, daß ein ſo revolutionäter Charakter, wie

der Abg. Ströbel, die Beſchlüſſe des Wiener Kongreſſes von 1814 ſo
heilig achtet. (Heiterkeit.) Auch auf dem Balkan wird nicht alles
ſo bleiben können wie früher. Auch Serbien muß freien
Zugang zum Meere erhalten, damit es ſich wirtſchaftlich ausleben kann.
Die Bulgaren haben das volle Recht, ſich mit ihren mazedoniſchen
Stammesgenoſſen zu vereinigen und ein Großbulgarien zu ſchaffen. Nur
ſo können ſtobile Verhältniſſe in dem alten Wetterwinkel Europas ge
ſchaffen werden. Ebenſo wenig darf Belgien für alle Zukunft ein
volitiſches, wirt'chaftliches, kulturelles Bollwerk Englands und der
Entente bleiben. Der bayriſche Landtagsabgeordnete Birk hat in
einem intereſſanten Buch

„Belgien als franzöſiſche Oſtmark
verblüfferdes Material darüber beigebracht. Die deutſche Auslands-
politik iſt an all dem blindlings vorbeigegangen. Darüber, wie aus der
unwahren Neutralität Belgiens ein wirklich geſunder dauernder Zu-
ſtand hervorgehen kann, habe ich heute noch kein Urteil. Mit Schlagworten
iſt da jedenfalls nichts getan. Vielleicht kann eine vernünftige Fortſetzung
der von Deutſchland jetzt durch Gründung der Genter Univerſität
uſw. eingeſchlagenen Politik hier zu geſunderen Verhältniſſen führen.

Auch der kolonialpolitiſche Status
kann natürlich nicht unverändert bleiben. Aber die Veränderungen
müſſen zuſtande kommen durch freie Verſtändiqung der heute
kriegführenden Nationen. Das iſt der große Unterſchied zwiſchen
unſerer Auffaſſung und der der Rechten. Es aibt kein unſinnigeres
und irreführenderes Wort als das vom Verzicht- und Hunger-
frieden, das uns auch im Ausland außerordentlich geſchadet hat.
(Sehr wahr! links.) Auch wir wollen nicht verzichten auf deutſche
politiſche und wirtſchaftliche Unabhängigkeit,
aber wir wollen darauf verzichten, daß um uferloſer Eroberungs

pläne willen der Krieg ins Endloſe fortgeſetzt wird,
daß wegen unerreichbarer Ziele Millionen neuer Witwen und
Waiſen entſtehen. Durch die Redensart vom Hunger und Ver
zichtsfrieden wird ein völlig m Eindruck über die Stimmun
des deutſchen Volkes erweckt. Die Leute der Vaterlandspartei,
die eine ſolche Agitation betreiben, beweiſen keinen Funken poli
tiſchen Gefühls. Die beſchämenden Vorgänge in der Berliner
Verſammlung der Vaterlandspartei, wo Kriegsbeſchädigte aufs
ſchwerſte beſchimpft und behandelt wurden, ſind kein Ruhmesblatt
für Deutſchland. (Sehr wahr! links.) Schon der Name dieſer
Partei muß im Ausland den falſchen Glauben erwecken, als gäbe
es in Deutſchland überhaupt Parteien, die nicht vaterländiſch
geſinnt ſeien. Der alte Gegenſatz zwiſchen Reichstreuen und
Reichsfeinden, den wir am 4. Auguſt 1914 zu begraben hofften,
wird ſo künſtlich zu neuem Leben erweckt. Jnnerpolitiſch und
außenpolitiſch iſt

das Wirken der Vaterlandspartei verhängnisvoll
beſonders bedauerlich iſt, daß auch einige ehrliche, aber verdrehte
Jdeologen auf liberaler Seite, wie Herr Traub, e zu ihr be
kennen. Man verwechſelt die Vegriffe Macht und Gewalt. Was
die Vaterlandspartei erſtrebt, iſt

ein Gewaltfrieden mit Gewaltherrſchaft,
die aber, wie die Weltgeſchichte beweiſt, nie von langer Dauergeweſen iſt. Dieſelben Herren, die nach außen die Gewalt wollen,

wollen nach innen die Unfreiheit. Demgegenüber iſt aber un
Parole: Macht wohl nach außen, aber Freiheit nach innen!
wahr! links) Das iſt die Parole des neuen Volksbundes
Freiheit und Vaterland.

Das kurzſichtige und ſchroffe Ablehnen aller inneren Reformen
durch die Konſervativen unter Heydebrand it das deutlichſte
Zeichen, das die weltgeſchichtliche Stunde der Konſervativen S
ſchlagen hat. Früher ſind die grundlegenden Refor
allgemeine Wahlrecht, im Deutſchen Reiche und r
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Konſſervative wie Bismarck und Frh. v. Beck erfolgt. Heute ſperren
e die Konſervativen gegen jeden politiſch bedeutſamen Fort-

ritt. it Recht hat Prof. Hans Delbrück neulich geſchrieben:
„Was iſt heute unſere konſervative Partei? Nichts andres als
ein Trümmerhaufen einer großen Vergangenheit.“ Die Wirkung
der reaktionären preußiſchen Politik hat uns beſonders im Aus-
land ſchwer geſchadet. Herr v. d. Oſten verlangte ein „organiſches“
Wahlrecht. Dabei gibt es nichts Stumpfſinnigeres und Anorga-
niſcheres als das Dreiklaſſenwahlrecht. (Sehr wahr! links.)

die Haltung des Zentrum anbetrifft, ſo hat der Abg.
Marx t Recht in einer Verſammlung geſagt: „Eine Ablehnung
des t n lrechts würde das Zentrum nicht überleben.“
Aer inzu? Auch eine Verſchleppung und Verpfuſchung des
gleichen rechts würde das Zentrum nicht überleben. Gerade
die Stimmung der
katholiſchen Arbeiter in der Wahlrechtsfrage, iſt äußerſt erbittert.

Das habe ich in meinen Verſammlungen im Weſten jetzt
lbſt erlebt. Den Nationalliberalen möchte ich ſagen: Jhr Schick
l im neuen Preußen wird in hohem Maße von Jhrer Stellung

zum gleichen Wahlrecht abhängen. Das hat Dr. Friedberg klar
erkannt. Er iſt klug und weitſichtig genug geweſen, die Partei-
politik den allgemeinen Staatserforderniſſen unterzuordnen.

Die nationalliberale Partei hat nicht umgelernt, nicht neu
ger ſondern rückwärts gelernt. Jhr Führer Dr. Lehmann iſt
eſeelt von dem sanzen ängſtlichen Mißtrauen gegen das Volk.

Er verfolgt die Taktik eines Fabius cunctator, aber wir brauchen
in der Wahlrechtsfrage einen Blücher! Er gleicht dem unent-
ſchloſſenen Hamlet viel mehr als dem entſchioſſenen Wilhelm Tell.
Es handelt ſich bei der Wahlrechtsfrage um eine nationale Frage
erſten Ranges. Dr. Lehmann führt die nationalliberale Partei
ebenſo in den Sumpf wie Heydebrand die konſervative. Dr. Leh-
mann ſagte im Ausſchuß, man könnte das gleiche Wahlrecht an-
nehmen, wenn man v daß die Arbeiter der Richtung Haeniſch
folgen, aber nicht der Richtung Ad. Hoffmanns. Wir wollen das
Wahlrecht nicht als Belohnung, ſondern fordern es als Recht.

Jeder Monat der Verſchleppung leitet ganze Ströme auf die
Mühlen der Unabhängigen.

Wer gegen das Wahlrecht auftritt, verſündigt ſich am deutſchen
Vaterlande. Täuſchen Sie ſich nicht über die äußerſt erbitterte
Stimmunßy der deutſchen Arbeiter! Wenn es infolge Jhres Ver-
haltens zu ſchweren innerlichen Kriſen kommt, trifft die Schuld
daran allein Sie. Wollen Sie die Verantwortung übernehmen,
daß es etwa im Frühjahr zur Zeit von Entſcheidungskämpfen im
Weſten in den verſchiedenſten wichtigen Jnduſtrien zu Arbeits
einſtellungen- und beſonders in der Munitionsinduſtrie zu Zu-
ſtänden kommt wie in Berlin im letzten April? Jch wünſche das
nicht, aber meine Pflicht als Volksvertreter und als deutſcher
Patriot iſt es, Sie zu warnen. Jch ſpreche aber auch die Zuver-
ſicht aus, daß trotz Jhrer Tätigkeit ſich die großen geſchichtlichen
Notwendigkeiten auch in Preußen durchſetzen und das Bülowſche
Wort zur Wahrheit werden wird: Preußen in Deutſchland voran,
Deutſchland in der Welt voran! (Beifall von den Soz.)

Abg. Herold (Ztr.) tritt für eine Vermehrung des Kar-
toffelanbaüs ein. Der Mangel an Stickſtoff und Sämereien muß
beſeitigt werden. Die Kampfgeſetze gegen die Polen bekämpfen
wir nach wie vor, wenden uns aber gegen die Zumutung, daß
die Verhältniſſe der Polen einem internationalen Gerichtshof
unterſtellt ſind. Das Ausland hat in preu iſche Angelegenheiten
nicht hineinzureden. Ebenſowenig iſt daran zu denken, daß eine
unſerer Oſtſeeprovinzen Autonomie erhalten ſoll. (Zuſt.) Jn der
Wahlrechtsfrage hoffen wir uns mit der Regierung zu einigen;
dann werden wir geſchloſſen ſtimmen. Die Friedensentſchließung
des Reichstags iſt das Gegenteil eines Verzichtfriedens, da ſie
ausdrücklich Grenzſicherungen fordert. Wenn wir den Sieg er-
fochten haben, bekommen wir auch einen Siegesfrieden. Dann
werden wir alle eine einzige Vaterlandspartei ſein.

Abg. Kloppenburg (Däne): Die zu Beginn des Krieges
gegebenen Zuſaägen auf gleichmäßige Behandlung aller Volksteile
ſind nicht eingehalten worden. Wir hoffen, daß das in Breſt-
Litowfk anerkännte Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker nun auch
in die Praxis umgeſetzt wird. Von der Durchführung dieſes
Grundſatzes erwarten wir in RNordſchleswig die Erfüllung unſerer
heiligen Wünſche.

Abg. Jöohannſen ffk.): Wenn die Dänen in Nordſchleswig
ſich loyal als preußiſche Untertanen betätigen, wird ihnen ſoweit
entgegengekommen werden, als es im Jntereſſe des preußiſchen
Staates irgendwie zuläſſig iſt.

Abg. Dr. Sayda (Pole): Mit der heutigen Erklärung des
Miniſters des Jnnern kann ſich kein Pole einverſtanden erklären.
Wir werden noch darauf zurückkommen.

geg. Fuhrmann (Natl.) wiederholt die bereits aus der
Preſſe bekannte Darſtellung der Vaterkandspartei über die Vor-
gänge in ihrer Berliner Lehrerhausverſammlung und bezeichnet
die Berichte des Vorwärts und Berl. Tageblatts als erſtunken

und erlögen. SAbg. Haeniſch (Soz.): Auf die Einzelheiten kann ich nicht
eingehen, ſtelle aber feſt, daß Herr Fuhrmann die Tatſache der
Mißhandlung von Kriegsbeſchädigten in jener Verſammlung nicht
beſtreitet.,

Damit ſchließt die Beſprechung. Der Etat geht an den Aus-
ſchuß und nach debatteloſer Erledigung einiger Notverordnungen
vertagt ſich das Haus auf Dienstag 1 Uhr: Anträge.

Schluß: 6 Uhr.

Zenſur und Belagerungszuſtand
vor dem Hauptausſchuß.

Jn der Weiterberatung des Hauptausſchuſſes üher den Be-
lagerungszuſtand nahm am Sonnabend zunächſt der Abg. Trim-
born das Wort. Nach jahrlangen Erfahrungen muß auch ſeine
Partei zu dem Geſamturteil kommen, daß es ſich nicht um ver-
einzelte Mißgriffe handelt, ſondern, daß ſowohl auf dem Gebiete
der Zenfur als auch auf dem des Vereins- und Verſammlungs-
weſens

übelwollend und ungerecht gegen die Anhänger der Reichstags-

wen mehrheitvorgegangen wird. Gegen ſie laſſen die Militärbehörden ſogar die
ſchändlichſten Beſchimpfungen zu. Wenn ſich dann die Angegriffe-
nen verteidigen wollen, verhindern die Militärbehörden das unter
dem Vorwande, der Burgfriede müſſe gewahrt werden. (Zuruf
eines Vertreters des Kriegsminiſteriums: „Wos ſollen wir da-
gegen tun Abg. Ebert: „Jn anderen Fällen wiſſen Sie das
nur zu gut.“) Der Kriegsminiſter hat ſich geſtern auf ein Gut-
achten berufen, nach dem die Vaterlandspartei keine Partei ſein
ſollte. Was muß das für ein Gutachter ſein, der ein ſo unmög-
liches Gutachten abgegeben hat. Der Belagerungszuſtand ſoll dazu
dienen, die Diſziplin im Heere aufrechtzuerhalten, die Gefährdung
der militäriſchen Maßnahmen zu verhindern und die öffentliche
Sicherheit zu wahren. Darüber hinaus aber darf die politiſche
Freiheit der Soldaten und Bürger nicht. eingeſchränkt
werden. Und was ſehen wir jetzt? Daß militäriſche Behörden
den Beſagerungszuſtand ausnutzen, um die Politik
der Reichstagsmehrheit und der Reichsleitung zu bekämpfen. Der
letzte Erlaß des Kriegsminiſters ſcheint zweckmäßige Richtlinien
zu ziehen. shalb iſt der Erlaß nicht veröffentlicht worden
Und warum hat er ſo wenig genühßt? Weil die Autorität des
Kriegsminiſters nicht genügt gegen die Uebergriffe der General-

andos. Das läßt den Kriegsminiſter in einem wenig
erfreulichen, wenig günſtigen Lichte erſcheinen. So kann es nicht
weiter e Unſere Geduld iſt jetzt nahezu am Ende. Wennes nie ſſer wird, müſſen wir erwägen, ob nicht das Geſetz über
den Belagerungszuſtand geändert werden müſſe.

Kriegsminiſter v. Stein Jene Schmähungen ſind in ſolchen
Blättern vorgekommen, die nicht der Vorzenſur unterſtehen. Jn
dieſen Fällen konnte von der Zenſur erſt nachträglich eingeſchritten
werden und das iſt auch geſchehen. Kein Generalkommando hat
bisher einen Widerſtand gegen eine Entſcheidung des Kriegs

lebt.

miniſteriums erlaubt. Einen ſolchen Widerſtand würde er auch

niemals dulden. Abg. Heine (Soz.):
Oberſt v. Wrisberg in bezug auf das
orden iſt, iſt ganz ungenügend.

ſind im 6, Armeekorps eſien) alle öffentlichen politi-
ſchen Verſammlungen verboten und die geſchloſſenen Mitglieder-
veyſammlungen müſſen erſt beſonders genehmigt werden, wenn in
ihnen politiſche Angelegenheiten erörtert werden ſollen. Das läßt
ſich in der gegenwärtigen, politiſch erregten Zeit gar nicht du
führen. Daher iſt es ganz unvermeidlich, daß die politiſch meiſtens
wenig erfahrenen militäriſchen Behörden bei der Zulaſſung poli
tiſcher Erörterungen parteiiſch r Als er vor 6 Wochen
von dem neuen Erlaß über die Zenſur gehört Habe, habe er den
Kriegsminiſter um den Wortlaut des Erlaſſes erſucht. Das iſt
abgelehnt worden, weil der Erlaß nur für den inneren
Dienſtgebrauch beſtimmt ſei. Die Antwort entſpricht in
ihrem Jnhalt und Ton weder der Bedeutung der Sache noch der
Achtung, die der Reichstag und ſeine Mitglieder beanſpruchen
müſſen. Jetzt ſtellt es ſich heraus, daß die Leitſätze des Erlaſſes un-
genügend ſind. Weshalb ſind nicht die früheren Verbote auf-
gehoken worden? Die Zukunft iſt jetzt freigegeben, obgleich
es früher hieß: Harden ſei unverbeſſerlich und werde ſtets
das Vaterland gefährden. Jetzt iſt das Vaterland nicht in Gefahr,
obgleich Harden ſeine Auffätze wieder veröffentlichen kann. Die
Zeitſchrift Das Forum iſt noch verboten, weil ſie für die Grundſätze
eingetreten iſt, die jetzt von, der Reichstagsmehrheit und
der Reichsleitung als maßgebend anerkannt werden.

zie einſeitig, zugunſten der Vaterlandsvartei gehandelt werde,
zeigt auch der Vorgang in Heidelberg. Dort haben Studenten den
bekannten Proteſt gegen die Vaterlandspartei herausgegeben.
Oeſterreicher, die den Proteſt unterſchrieben haben, ſind a u s-
gewieſen worden. Dieſes Verhalten dex Militärbehörden iſt
begreiflich, da
der Kriegsminiſter ganz in den Anſchauungen der Vaterlandspartei

Hier iſt ſetzt nicht mehr mit Reſolutionen auszukommen,
Er ſchlage da

Die Antwort, die
Verſammlungsrecht

ſondern das Geſetz muß geändert werden.
her vor:

Artikel J. An Stelle des S 1 des Preußiſchen Geſetzes vom
9. Juni. 1851 tritt folgende Beſtimmung:Die Verhgngun des Kriegszuſtandes iſt zuläſſig für Ge

biete, die teilweiſe vom Feinde beſetzt ſind oder in die ein feind-
licher Einwarſch unmittelbar zu befürchten iſt.

Für Gebiete, auf die dies nicht zutrifft, iſt der Kriegszuſtand
aufgehoben.

Artikel II. Wo auf Grund des 8 1 oder S 2 Abſ. 1 des Preu-
ßiſchen- Geſetzes vom 9. Juni 1851 der Kriegszuſtand erklärt iſt.
iſt für die auf Grund desſelben zu treffenden Maßregeln, ſoweit
ſie ſich gegen die Rechte von Zivilperſonen auf perſönliche Frei-
heit. Unverletz lichkeit der Wohnung, des Eigentums, der Freiheit
in Wort und Schrift ſich zu äußern und ſich in geſetzlicher Weiſe
zu verſammeln, richten, die obere Verwaltungsbehörde zuſtändig.

Artikel III. Gegen die von der oberen Verwaltungsbehörde
erlaſſenen Anordnungen kann jede davon betroffene Perſon Be
ſchwerde- erheben.

Artikel JV. Zuſtändig zur Entſcheidung über dje Beſchwerdeiſt der Reichsausſchuß für die Prüfung der Maßregeln des

Kriegszuſtandes.
Artikel V. Der Reichsausſchuß beſteht aus einem Vorſitzen-

den und 14 Beiſitzern. Vorſitzender iſt der Stellvertreter des
Reichskanzlers. Die Beiſitzer werden zur Hälfte vom Bundes-
rat, zur Hälfte vom Reichstag ernannt. Unter den vom Bundes-
rat zu ernennenden Mitgliedern müſſen vier Mitglieder des
Reichsgerichts ſein.

Dieſe Aenderungen gehen ihm, dem Redner, zwar nicht, weit
genug, aber für ſie ſei auf eine große Mehrheit zu rechnen.

Abg. Junck (Natl.) beantragt, daß der letzte Erlaß des Kriegs-
miniſters gedruckt und dem Ausſchuß zugeſtellt werde.

Der Kriegsminiſter ſagte das zu. Er wundere ſich, daß ſeine
Aeußerungen, die in der Kreuz-Zeitung abgedruckt ſind, vom Abg.
Heine ſo abfällig beurteilt werden konnten. Jſt es denn nicht be-
greiflich, daß auch die Militärbehörde aus Büchern ſolche Bedenken
herauslefen, die die Verfaſſer der Bücher nicht als berechtigt an
erkennen? Ob er gerne oder ungerne Kriegsminiſter ſei, ſei ſeine
Sache. Unter allen Umſtänden aber habe er ſeine Pflicht zu tun,
und werde ſie tun. Bei uns iſt die Zenſur viel milder als im allen
anderen Staaten. Der Miniſter verlieſt einen Erlaß aus dieſem
Monat, nach dem pazifiſtiſche Schriften veröffentlicht werden
können, wenn ſie ſt reng wiſſenſchaftlich ſind und nicht
zur Propaganda benutzt werden.

Abg. Haaſe (U. S.): Die Verhältniſſe ſind unter dem Belage-
rungszuſtande immer ſchlimmer geworden. Die Militärbehörden
gehen

mit einer Schärfe, Maßloſigkeit, Ungerechtigkeit
v

vor, wie es niemals für möglich gehalten worden iſt. Der neue
Erlaß wäre ein Fortſchritt, wenn er gewiſſenhaft durchgeführt
würde. Aber viele eBhörden richten ſich gar nicht danach; ſie pfeifen
auf derartige Erlaſſe. Vor fünf Monaten habe er dem Reichs-
kanzler in einer Eingabe eine Reihe Beſchwerden vorgetragen.
Die Antwort iſt noch immer nicht eingetroffen. Jnzwiſchen
gehen die Verfolgsungen und Unterdrückungen weiter, ſind zahl-
reicher und gehäſſiger geworden. An der Front wird ein unzu-
ſäſſiger Druck zum Beitritt zur Vaterlandspartei ausgeübt. Jn
weiten Bezirken werden alle Verſammlungen der unabhängigen
Sozialdemokratie verboten. Er ſelbſt könne nicht einmal in
ſeinem Wahlkreiſe ſeinen Wählern Bericht erſtatten über
die Tätigkeit des Reichstages. Jn Berlin werden ſogar die
Zahlahende polizeilich. überwacht und zum Teil
unterdrückt. Den Metallarbeitern in Berlin iſt noch immer die
ſatzungsgemäße Vorſtandswahl verboten. Ein Aufruf des Partei-
vorſtandes, daß die Parteigenoſſen Friedensverſammlungen als
Kundgebung für den Frieden ohne Annexionen und Kriegsent-
ſchädigungen veranſtalten ſollen, durfte nicht nachgedruckt werden
und die Verſammlungen wurden verboten. Kautsky darf keine Zeit-
ſchrift berausgeben. Die Petersburger Telegraphenagentur hat am
15. d. M. gemeldet:

Wolff- Meldungen über Friedensverhandlungen ent-
ſtellen deren wahren Sinn. Kühlmann erklärte:
Deutſche Regierung behalte ſich Streichung jeder Mitteilung
vor, die die Volksmaſſen in Deutſchland aufregen könnte.

Am letzten Mittwoch haben der Parteivorſtand und die Fraktion
der öſterreichiſchen Sozialdemokratiſchen Partei einen Aufruf er-
laſſen für den ſofortigen Friede ohne Annexionen und Kriegs-
entſchädigungen. Der Aufruf konnte in Oeſterreich gedruckt
werden, bei uns iſt der Abdruck verboten. Auch der Antrag
Heine iſt ungenügend. Der Belagerungszuſtand muß ohne weiteres
aufgehoben werden.

Abg. Seyda (Pole) ſchloß ſich den Ausführungen der Abgg. Heine
und Haaſe an. Der Antrag Heine iſt eine Grundlage“ zu einem
tatkräftigen Eingreifen des Reichstages.

Abg. Erzberger (Zentr.) ſchlägt vor, daß ein Unterausſchuß von
10 Mitgliedern den Antrag Heine zu einem gemeinſamen Antrag
des Ausſchuſſes umarbeite. Das iſt unbedingt notwendig. Auch
muß feſtgeſtellt werden, ob der Belagerungszuſtand, wie der Abge-

ordnete Heine betont hatte, t
nur im Widerſpruch mit dem Geſetz

auf das ganze Reich ausgedehnt werden konnte. Wenn das
richtig iſt, muß der Reichstag daraus die nötige Folge ziehen. Die
Zenſur wird planmäßig mißbraucht, um die Agi-
tation der Vaterlandspartei zuzulaſſen, eine Gegenagitation aber
zu verhindern. Da es jetzt feſtſteht, daß die Vaterlandspartei eine
Parteiorganiſation iſt, müſſen auch die beiden Vor

nigſt helfen.“
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partei austreten, da ſie zu den Militärperſonen
rkrren Wie ſteht es damit, daß den Soldaten der Ver
ehr mit Reichtagsab geordneten verboten

worden iſt t arSo General v. Wrisberg: Bis jeht iſt noch kein ſolches Verbot feſt
geſtellt worden.

eiherr v. Gamp beſchwerte dar daß ſich de Kri
miniſter noch lange nicht genüg ihn zhlwollend gegenüber

der Vaterlandspartei verhielt. unabhängigen aldemokraten
muß beim Militär noch viel ſchärfer entgegengetreten werden.
Ebenſo dürfen Verſam mlungen von Kriegsbeſchä
digten nicht zugelaſſen werden.

Dann wurde der
Nnterausſchuß für den Antrag Heine

beſchloſſen. Von der ſozialdemokratiſchen Fraktion wurden darin
die Abgeordneten Ebert und Heine entſendet. Ferner wurde ein
Unterausſchuß eingeſetzt, der die Papierlieferungen an die ver
verſchiedenen Zeitungen prüfen ſoll. Jhm gehärt von der ſozial-
demokratiſchen Fraktion Abgeordneter Fiſcher (Berlin) an.

Nächſte Sitzung Dienstag nachmittag 3 Uhr.

Britiſcher Hochmut gegen die

Niederlande.
Londan, t9. Januar. (Reütermeldung.) Ein Notenwechſel zwi-

ſchen der britiſchen und der niederländiſchen Regierung wegen der Ver-
ſenkung des holländiſchen Dampfers Elve und der Beſchädigung des
holländiſchen Dampfers Bernifſſe auf der Reiſe von Weſt-Afrika nach
Rotterdam durch deutſche Unterſeeboote iſt heute veröffentlicht worden.

Der Dampfer Berniſſe hatte Rufisgue in Weſt-Afrika am
2. Mai 1917 verlaſſen und wurde am 20. Mai durch einen eng-
liſchen Hilfskreuzer angehalten, der ihm befahl, Kurs
auf Kirkwall zu ſetzen. Während das Schiff das deutſche See
ſperrgebietkreuzte, wurde es am 23. Mai von einem deutſchen
Unterſeeboot angegriffen, beſchädigt und durch engliſche Fiſchdampfer
nach Kirkwall eingebracht, wo es, um nicht zu ſinken, auf Strand geſetzt
werden mußte.

Am 26. Oktober 1917 erhob der Miniſter für auswärtige Ange-
legenheiten der Niederlande Beſchwerde des Jnhalts, daß alle Ver
antwortlichkeit für dieſe Schäden auf die engliſche Regierung
falle, ganz abgeſehen von der Urſache des Verluſtes, denn es be
ſtehe kein Grund dafür, Schiffe in engliſche Häfen zu bringen und ſie
ſo zu zwingen, das gefährdete Gebiet zu durchfahren.
Jn ſeiner Antwort vom 16. Novemper 1917 ſagte Balfour, die
engliſche Regierung hätte erwartet, zu hören, daß die Niederlande einen
heftigen Einſprüch an die deutſche Regierung gerichtet hätte, wegen
der offenbar rechtswidrigen und unmenſchlichen Handlungsweiſe der
Unterſeeboote und daß dieſe Beſchwerde aus Anlaß der durch ſolche
Handlungsweiſe verurſachten Verluſte gegen jene Regierung gerichtet
worden wäre.

Balſour fährt fort: Das Recht der Kriegführenden, neutrale
Schiffe zu prüfen und zu durchſuchen, kann nicht in Frage geſtellt
werden. Die Tatſache, daß ſolche Prüfung unter den jetzigen Ver
hältniſſen nicht auf See ſtattfinden kann, iſt nicht abzuleugnen, und die
Rechtmäßigkeit der Verſchickung ſolcher Schiffe in einen Hafen zur
Prüfung iſt tatſächlich während der ganzen Dauer des jetzigen Krieges
zugeſtanden worden. Die Frage, ob die Sendung des Schiffes in den
Hafen nötig geweſen ſei, iſt bedeutungslos, da das Recht des komman
dierenden Offiziers zu dieſer Entſcheidung zugeſtanden iſt. Der Schaden
iſt unmittelbar durch rechtswidrige Handlungen der deutſchen Unterſee
boote verurſacht und die engliſche Regierung kann dafür nicht verant
wortlich gemacht werden. Es iſt auch kein Streit darüber, daß das
deutſche Vorgehen, ein „Sperrgebiet“ einzurichten, in welchem neutrale
Schiffe ohne Warnung verſenkt werden können, im höchſten Grade
rechtswidrig ſei. Die engliſche Regierung hat mit Unbequemlichkeiten
für ſich ſelbſt Einrichtungen getroffen, daß neutrale Schiffe, deren Reeder
gewiſſe vernünftige Bedingungen auf ſich

Schiffe, um die es ſich hier handelt, haben aber keinen Verſu gemacht,
dieſe Erleichterungen zu erhalten, ſondern es vorgezogen, die Gefahr
auf ſich zu nehmen, die eintritt, falls die Entſcheidung dahin getroffen
wird, daß ſie in einem engliſchen Hafen geprüft werden müſſen.

Die Antwort der Niederlande vom 17. Dezember 1917
beſtreitet die Anſicht, daß die Kriegführenden unter irgend welchen
Umſtänden das Recht hätten, ein neutrales Schiff in einen Hafen zu

ſich ſeines Rechts nicht bedient.
In ſeiner kurzen Antwort vom 31. Dezember 1917 ſagt Balfour,

die von der niederländiſchen Regierung vorgebrachten Erwägungen träfen
nicht die Hauptſache, nämlich daß die niederländiſche Regierung, obgleich
die Schiffe durch eine zugeſtandenermaßen rechtswidrige Handlung deut
ſcher Unterſeeboote verſenkt bezw. beſchädiat ſeien, ibre Beſchwerde an
die engliſche Regierung und nicht an die deutſche Regierung gerichtet
habe und ſo die engliſche Regierung für rechtswidrige Handlungen ibrer
Feinde verantwortlich zu machen ſuche. Während ſie keine Schritte
getan habe, um von den letzteren Entſchädigung zu erlangen. Die
engliſche Regierung ſehe ſich außerſtande, Verhandlungen äber derärlige
Beſchwerden zu führen, welche, wie bereits bemerkt, bei den Priſenge-
richtshöfen anzubringen, den Beſchwerdeführern immerhin freiſtehe.

7

Zum englißhniederländiſchen Notenwechſel ſchreibt die Nord
deutſche Allg e Zeitung: Der Zweck der kleinen Geſchichts
fälſchungen, dkeulſich Balfour zuſhulden kommen läßt, iſt mit
Händen Die engliſche Regierung ſucht nach Argumenten,
um die Schuld an der Beſchädigung der „Berniſſe“ Deutſchland
zuzuſchieben. Die niederländiſche Regierung hat ſich erfreulicher
weiſe von den Argumenten Valfours nicht verblüffen laſſen und
iſt bei ihrer urſprünglichen Anſicht geblieben.

Italieniſcher Hilferuf an die Entente.
„Jtalien kann nicht mehr, wenn die Alliierten nicht ſchleu

Das iſt, nach dem Berl. Tagebl., der Sinn eines Leit
artikels des Corriere della Sera, der die Lage des Landes in den
ſchwärzeſten Farben darſtellt. Die wirtſchaftlichen Zuſtände ſeien un
erträg lich. geworden und die weitere Fortſetzung des Krieges ſei
in Frage geſtellt, denn das Volk habe nicht genügend Brot, die Soldaten
nicht genügend geſunde Nahrung und der Kriegsinduſtrie fehle es an
Rohſtoffen und Kohle. Ohne ſofortige Hilfe der Entente
könne Jtalien mehr weder leben noch kämpfen. Italien habe feine
Pflicht gegen die Entente ehrlich erfüllt. Nun möge auch die Entente
ihre Pflicht gegen Italien erfüllen, die zugleich eine Pflicht re ſich
ſelbſt ſei. Denn wenn Jtalien wegen Hungers oder ſozialer nruhen
oder militäriſcher Niederlage aus dem Weltkriege ausſcheide,
ſo werde auch Frankreichs und Englands Stündlein ſchlagen. „Erfüllen
nun die Verbündeten ihre ganze Pflicht gegen uns?“ fragt der Corriere
und fügt hinzu: „„Wenn man in unferer ſchlimmen Lage iſt, ſo iſt es
ſchwer, ein ruhiges Urteil abzugeben.“ Die Laſt Jtaliens, ſchreibt er
weſter, ſei ſehr ernſt, und es verſchweigen wollen, wäre ſinnlos. Der
von der Entente zur Verfügung geſtellte Schiffsraum ſei ge
fährlich unzureichend. Italiens Kohlen und Getreidevorräte
nehmen ab und halten nicht ſtand gegen die beängſtigenden
Schiffsverſenkungen gerade im Mittelmeer. Zweck
der Feinde ſei offenbar, Jtalien durch die UBootBlokade derart zuzu
ſetzen, daß ſie bei ihrer neuen Offenſive ein entkräftetes und entmutigtes
italieniſches Heer finden. Der Corriere ſchließt, indem er Orlando und
Sonnino beſchwöri, in Paris und London alle Jlluſionen über Raliens
Widerſtandskraft zu zerſkören.

2 die letzte Stefani-Note über die mißliche Lage der Landes-
verteidigung ruſt allgemeine Beſtürzung hervor. Secolo ibt,
bei den bevorſtehenden Frühlingskämpfen würden die Zen

ſitzenden der Herzog Johann Albrecht von Meck-
lenburg und Herr v. Tirbvitz aus der Vaterlands

tralmächte über ſo gewaltige Kräfte verfügen, daß ſelbſt die
Hilfe eines mächtigen amerikaniſchen Heeres wenig ausmachen werde
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Hie Auflöſung der Konſtituante.
e e e e ei a e

Die JnternationaleKorreſpondenzſchreibt:
Die Bolſchewiki haben wahr gemacht, was ſie ſeit lanegmangekündigt hatten: daß ſie die konſunuerende Nationalver

ſammlung mit Gewalt auseinanderjagen würden, wenn ſie
nicht die Politik der jetzigen Mehrheit der Arbeiter und Sol
datenräte ſich bedingungslos zu eigen machte. Unter drohenden
Maſchinengewehren und Geſchützen hat die Nationalverſamm-
lung Tſcharnow zum Vorſitzenden gewählt und gegen die Po
litik der Bolſchewiſten Einſpruch erhoben, dann iſt ſie aus
einandergeſprengt worden. Damit iſt die Diktatur der Ar-
beiter- und Soldatenräte, in Wahrheit der bewaffneten roten
Garden, über Rußland proklamiert.

Das iſt ein außerordentlich lehrreicher Vorgang, der die
Meinungsverſchiedenheiten in Breſt-Litowſk ausgezeichnet
illuſtriert. Es ſtellt ſich mit aller Klarheit hergqus, daß der
Gegenſatz in Breſt-Litowſk keineswegs zwiſchen der Freiheit
und Unterdrückung, zwiſchen Demokratie und Ariſtokratie iſt.
Die Bolſchewiſten ſind vielmehr entſchloſſen, durch alle revo
lutionären Mittel, insbeſondere auch durch die Waffengewalt,
alle Länder, die ſie erreichen können, in freie Arbeiter und
Soldatenrepubliken nach dem Muſter des gegenwärtigen Ruß
land umzubilden. Das erſte Beiſpiel dieſer bolſchewiſtiſchen
Propaganda der Tat bot die Konſtituante. Das zweite Bei
ſpiel wird Finnland ſein; Rußland denkt gar nicht daran, die
finniſche Selbſtändigkeit anzuerkennen und die ruſſiſchen
Truppen aus Finnland zurückzurufen. Die Volkskommiſſare
halten es vielmehr für ihre Aufgabe, mit Hilfe der ruſſiſchen
Bajonette die Regierung in Finnland zu ſtürzen und durch
einen finniſchen Arbeiter- und Soldatenrat zu erſetzen. Eben-
ſowenig findet die ukrainiſche Volksrepublik vor den Augen
der Volkskommiſſare Gnade.

Der Friede zwiſchen der Ukraine und den Mittelmächten
iſt zwar noch nicht geſchloſſen, aber die Grundlagen des
Friedensſchluſſes ſcheinen gefunden zu ſein. Das war nicht
ſonderlich ſchwer, denn die ukrainiſchen Unterhändler be-
ſchränkten ſich darauf, die nationale Freiheit der Ukrainer
wahrzunehmen, und wenn man ihnen die freie Entwicklung
ließ, auch den andern Völkern in ihre eigenen Angelegen-
heiten nicht hineinzureden. Anders der Petersburger Rat der
Volkskommiſſare. Nachdem ſeine bisherigen Verſuche geſchei-
tert ſind, die ukrainiſche Regierung, die volksſozialiſtiſch iſt,
und die Enteignung des Grund und Bodens bereits durchzu-
führen begonnen hat, durch einen Arbeiter- und Soldatenrat
in Charkow zu ſtürzen, bedroht er die Ukraine mit Krieg, und
wenn die ruſſiſchen Soldaten mitmachen, wird dem Friedens-
ſchluß zwiſchen der Ukraine und den Mittelmächten ein ruſſiſch-
ukrainiſcher Krieg folgen.

Genau ſo denken es die Volkskommiſſare im beſetzten Ge
biet zu treiben. Sie wollen dort mit oder ohne Nachhilfe
der Gewalt Arbeiter und Soldatenräte einſetzen, welche dann
die Volksabſtimmung leiten ſollen, der die letzte Entſcheidung
über der Länder Schickſal zukäme. Sollte aber dieſe Volks-
abſtimmung nicht das Reſultat ergeben, daß Polen, Kurland
und Litauen Republiken der Arbeiter- und Soldatenräte
werden und ſich deren von Petersburg aus geleiteten Bund
anſchließen, ſo würden ihnen die Leniſten ſchon nachhelfen, wie
ſie der Konſtituante geholfen haben.

Aber die Bolſchewiſten machen nicht bei den beſetzten Ge-
bieten halt. Der amtliche ruſſiſche Aufruf vom 1. Januar d. J.
hat unumwunden ausgeſprochen: „Für die Völker, die den
feindlichen Staaten angegliedert ſind, das Recht der Selbſt-
beſtimmung zu verlangen, dasſelbe Recht aber den Völkern des
eigenen Staates oder der eigenen Kolonien zu verweigern,
iſt gleichbedeutend mit der Verteidigung der unverſchämteſten
und cyniſchſten imperialiſtiſchen Programme.“ Sobald daher
die Bolſchewiki erreicht hätten, daß in den beſetzten Gebieten
ſich Arbeiter- und Soldatenräte nach ihren Wünſchen bildeten,
würden ſie dieſelbe Maßregel mindeſtens auf die fremdlän-

„diſchen Beſtandteile der Mittelmächte auszudehnen ſuchen. Sie
haben für die revolutionäre Propaganda in Europa zunächſt
einmal 2 Millionen Mark bewilligt.

An dieſer Politik der Bolſchewiki Kritik zu üben, iſt nicht
unſere Abſicht. Revolutionäre Zuſtände verlangen revolu-
tionäre Mittel, und vielleicht handeln die Bolſchewiki deshalb
ganz recht, daß ſie auch über „Zwirnsfäden“ wie freie Ab-
ſtimmung und Selbſtbeſtimmungsrecht nicht ſtolpern. Viel-
leicht iſt dies der einzige Weg, um vor dem Rückſchlag, der
früher oder ſpäter in Rußland unweigerlich eintreten muß,
eine genügende Menge von Errungenſchaften der Revolution
unangreifbar ſicherzuſtellen.

Aber eines iſt klar: ein Weg zum Verſtändigungsfrieden
iſt das n icht, und wenn die Hoffnungen auf Breſt-Litowſk
ſchon während der letzten Wochen ſchleppender Verhandlungen
geringer geworden ſind, werden ſie jetzt nach der gewalt-
ſamen Auseinanderjagung der Konſtituante ſehr ſchwach.
Noch bleibt eine Hoffnung, daß die Bolſchewiki, die alle
Rechtsgrundſätze durchbrochen haben, um an der Herrſchaft zu
bleiben, zum gleichen Zweck auch den Frieden ſchließen werden;
aber dem ſteht ihre revolutionäre Dogmatik ſehr im Wege.

So wird es vielleicht dabei bleiben, daß der Sonderfrieden
mit der Ukraine zunächſt den ehrlichen Friedenswillen der
Mittelmächte beweiſen muß; die Verſtändigung mit der Re-
gierung der Volkskommiſſare iſt einſtweilen noch nicht abzu-
ſehen.

Die Bolſchewiſten an die Akrainer.
wiſchen der ruſſiſchen und der ukrainiſchen Friedensdelegationiſt e u ar gekommen. Die Petersburger Telegraphen

Agentur gibt bekannt:
Jn Anbetracht, daß die ukrainiſche Delegation ohne Wiſſen

diplomatiſche Verhandlungen eingeleitet hat, ſandte Trotzki ein
Schreiben an die ukrainiſche Delegation, in dem es
Während der Verhandlungen erklärte Kühlmann, daß in der
Frage der Okkupationsgebiete die Ukraine auf Verhandlungen
eingehe, ſowie Grenzen in Betracht kämen die ihrem nſiu
unteriiegen. Wir ſtellen nochmals ausdrücklich feſt, daß die
ukrainiſche Delegation trotz des ſehr. beſtimmten a unſeres
Uebereinkommens und der gegenwärtigen Sachlage, die verlangt,
daß wir ſolidariſch gegen den gemeinſamen Feind auftreten, ſich
gegen die revolutionäre Moral vergangen hat, die kein geheimesKecbereintommen mit Jmperialiſten dulden kann. Mit Rückſicht

auf die Maſſen der Arbeiter und Bauern in Rußland und in der
Ükraine, deren Lebensintereſſen auf dem Spiele ſtehen, beſchloſſen
wir, jede Verantwortung für Euere Verhandlungen abzulehnen.
Wir wiſſen genau, daß das ExekutivZentralkomitee augenblick
lich ein größeres Recht hat, im Namen der ukrainiſchen r
zu ſprechen als die Kiewer Rada. Da ſich nun Euere Politik auf

eheime Uebereinkommen und Verrat unſerer Jntereſſen gründet,e wir es für recht dar Wehr daß Euer wirklicher
iaſtuß in keiner Weiſe E Recht gibt, im Namen der

ukrainiſchen Republik zu ſprechen.
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Der deutſche Tagesbericht.

Großes Haupiquarlier, 21. Januar. (Amllich)
Weſtlicher Kriegsſchauplatz.

Heeresgruppe Kronprinz Ruppyrecqht.
Nordöſtlich und öſtlich von Ypern, ſowie an der Front von

ca von VendhuVorſtoßes Gefangene in unſrer Hand. t eiges engmngen

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
In einzelnen Abſchniflen in der Champagne und zu beiden

Seifen der Maas Kampffäligkeit der Artillerien. 7
Naordweſilich von Reims und in den r kleinere Unternehmungen unſrer Erkundungsableilnngen Erf

den beiden letzten T den 11 feindli lein Kiel ecneſgoſen ogen wur e ndliche Flugzeuge und

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz
Richts Reues.

Macedoniſche Front.
Zwiſchen Vardar und Dojran- See lebte das Arlilleriefeuer

zeikweilig auf. In der Sirum a-Ebene kam es mehrfach zu Vorfeid-
kämpfen, die für die Bulgaren erfolgreich verliefen.

Jtalieniſche Front.
Keine beſonderen Ereigniſſe.

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

m
Erklärung der Arbeiterrechte in der

Konſtituante.
Reuter meldet aus Petersburg vom 19. Januar: Jn der

Konſtituierenden Verſammlung verlas Swerdlow die Erklärung
der Arbeiterrechte. Dieſe verlangt, daß die ruſſiſche Republik der
Sowjets das Privateigentum abſchafft und das Eigen-
tum der Arbeiter an ihrer Arbeit und den Arbeits-
zwang einführt, daß die Arbeiter bewaffnet und die müßigen
Klaſſen entwaffnet werden, daß eine ſozialiſtiſche Armee ge-
ſchaffen und die Anleihen für ungültig erklärt werden. Die Er-
klärung ſchließt damit, daß die Macht ausſchließlich den Arbeitern und
Sowjets gehört.

Matroſen, mit Gewehr und Bajonett bewaffnet, ſtanden in den
Gängen und zwei Feldgeſchütze waren am Eingang aufgeſtellt. Die
Konſtituierende Verſammlung beſchloß mit 273 gegen 140 Stimmen,
die Beratung der Erklärung der Arbeiterrechte zu vertagen; daraufhin
verließen die Bolſchewiki und die linksſteherden Sozialrevolutionäre den
Saal. Die zurückbleibenden Sozialrevolutionäre der Rechten nahmen
trotz der Drohungen der bewaffneten Matroſen in aller Eile ihre
Maßnahmen betreffend den Grund und Boden an ſowie den Vor-
ſchlag, an die Kriegführenden Abordnungen zu ſchicken, um einen Welt-
frieden herzuſtellen.

Die CaillauxAffaire.
Genf, 21. Januar. Die Regierungsorgane zeigen ſich gegen die

Kammerminderheit entrüſtetwei ldieſe ſich dagegen auflehnte, in der
Kammermehrheit ohne Rückſicht auf mehr oder minder lärmende
Zwiſchenfälle unverändert bleibe. Vorgeſtern wollte die Linke um
jeden Pbreis das Kabinett zürzen. Daß dies aber miß-
lang, ſei der Feſtigkeit aller Mitglieder des Kabinetts, unbeſchadet
ihrer Parteizugehörigkeit zuzuſchreiben.

Als eine Kundgebung erſter Ordnung bezeichnen linksſtehende
Blätter den Eifer, mit welchem ſich diesmal Radikalſozialiſten und
Sozialiſten bei der Bekämpfung der Action francaiſe zuſammen-
geſchloſſen haben. Eine Lyoner Depeſche will ſogar wiſſen, daß die
Oppoſition von vorgeſtern nichts Geringeres erzielen wollte, als
Caillaux binnen drei Tagen in Freiheit zu ſehen. So wenigſtens
wurde in Kammer ängen erzählt. Pays ſchreibt dem Abgeordneten
Poncet das große Verdienſt zu, die royaliſtiſchen Machenſchafte, von
denen man ſeit Monaten nur zu flüſtern wagte, mit einem Schlage
aufgedeckt zu haben.

Die Amerikaner gegen die neutrale
Schiffahrt.

Am 1. Februar 1918 treten amerikaniſche Bunkerbe-
dingungen in Kraft. Danach wird der geſamte neutrale Schiffs
raum unter die Kontrolle der amerikaniſchen und der Behörden
der Alliierten geſtellt. Die neutralen Reeder müſſen ſich ver
pflichten, keine Verbindung mit den Mittelmächten zu
unterhalten, keine Untertanen der Mittelmächte zu befördern,
ſowie nur Waren, die von den amerikaniſchen Behörden im voraus
gutgeheißen ſind, und ihre Kapitäne und Schiffsbeſatzungen auf
Verlangen der amerikaniſchen Behörden zu ent-
laſſen. Tidenstegn bezeichnet dieſe Beſtimmungen als weit
ſtrenger als die engliſchen. Sie ſtellen eine ernſte Warnung dar,
da ſie jeden Schiffsverkehr mit Amerika unmöglich
machten, falls nicht eine Verſtändigung mit Amerika erzielt
würde. Die norwegiſchen Blätter veröffentlichen das Telegramm
des norwegiſchen Geſandten in Waſhington über die neuen
amerikaniſchen Beſtimmungen für neutrale Schiffe. Außer den
bereits gemeldeten Erſchwerungen wird noch beſtimmt: Kein
Segelſchiff darf nach dem Gefahrengebiete gehen.

Ein Holländer in Frankreich
zum Tode verurteilt!

Aus Berlin berichtet Wolffs Büro
Mit welch unerhörten und eines ziviliſierten Volkes unwür-

digen Mitteln die Franzoſen ſelbſt auf neutralem Boden gegen
Angehörige neutraler Staaten vorgehen, beſonders wenn es ſich
um Fälle angeblicher Spionage handelt, ergibt ſich aufs neue aus
einer Meldung des Schweizer Preſſe-Telegraphen aus Genf vom
10. Januar:

„Das Kriegsgericht von Lyon verurteilte den deutſchen
Stagatsangehörigen Otten, der ſeinerzeit unter merkwür bigen
Umſtänden der franzöſiſchen Grenzpolizei in die Hände geraten

war, wegen Spionage zum Tode sDazu wird folgender Tatbeſtand feſtgeſtellt Otten iſt am
3. März 1880 in Holland als holländiſcher Staatsangehöriger ge-
boren. Er iſt Käufmann in Hamburg und reiſte oft nach der
Schweiz. Seine holländiſche Staatsangehörigkeit hat er nicht ver
loren. Er war nie deutſcher Staatsangehöriger. Die Verhaftung
des Otten durch die franzöſiſchen Behörden ſpielte ſich auf folgende
Weiſe ab. Am 1. Auguſt 1917 verſchwand Otten ſpurlos aus Genf.
Sehr bald ſtellte ſich durch Nachforſchungen ſeiner Frau heraus,
daß Otten auf einem Motorboot unter Beihilfe franzöſiſcher Poli
ziſten mit Chloroform betäubt und willenlos den franzöſiſchen
Gendarmen in Hermance in die Hände geſpielt wurde. Er wurde
zunächſt in das Gefängnis zu Thonon, ſpäter nach Lyon verſchleppt.

Der Krieg im Weſten.
Das Chriſtianiger Morgenbladet ſchreibt in einer Kriegs-

überſicht über die erwartete deutſche Offenſive ander
Weſtfront. Die Möglichkeit für einen Durchbruch beſteht; aber
ſchon wenn es den Deutſchen gelingt, den Alliierten eine kräftige
Gegenoffenſive für längere Zeit unmöglich zu machen, hätten ſie viel
erreicht. Jnzwiſchen wirkt der U.-Boot- Krieg ungaufhör
lich weiter. Selbſt wenn die Deutſchen die Landoffenſieve auf
geben müßten, könnten ſie ihre ebenſo gefährliche wie wirkſame
Offenſive zur See fortfetzen. Das können die Alliierten nicht, außer
wenn ſie ein Vabanqueſpiel gegen die deutſche Flotten

baſis wagen ſollten. Die Hoffnung der Deutſche ie e Deulſchen, mit den UBooten, ihrem kräftigſten, ſicherſten Sffenſivmachlmilkel, den Krieg

zu gewinnen, ſcheint durch die Ereigniſſe gerechtfertigt.

Der Krieg zur See.
Berlin, 21. nar. (Amllich.) Durch k

der Mittelmächte ſind im Monat Dezember 1917 n

d ſar u Sei n eunfre nutzbaren fraumes vern worden.Damit erhöhen ſich die bisherigen Erfolge des uneingeſchränKrieges auf 8 958 000 v en B. Vel
er Cehf des Admiralſtabes der Marine.

Die erheblichen Verluſte der franzöſiſchen Handelsflotte ſpielen in
den Kammerverhandlungen häufig eine Rolle. Der Verpflegungsminiſter
Boret erklärte jüngſt, daß die Notwendigkeit beſtehe, 36,7 Millionen
Doppelzentner Getreide einzuführen. Vor dem Kriege brauchte nur in
Not oder Mißerntejahren Brotgetreide eingeführt zu werden. Der un
geheure Unterſchied iſt hauptſächlich auf Verringerung der Anbaufläche,
Mangel an Arbeitskräften und Fehlen von Düngemitteln zurückzuführen.
Der Miniſter erklärte, daß er nicht ohne Beſorgnis in die Zukunft ſehe.

Der Schiffsraummangel in England iſt, wie Daily Mail aus Sidney
meldet, die Veranlaſſung, daß der geſamte Export der Getreideernte
Auſtraliens für den Weltverkehr aufgehalten wird, da keine Schiffe
verfügbar ſind, um das Getreide nach Europa oder nach Amerika zu
bringen. Auch von der vorjährigen Ernte ſind noch größere Mengen in
Auſtralien übrig geblieben, während das Land ein Drittel der durch
ſchnittlichen Ernte benötigt.

Berlin, 22. Januar. (Amtlich.) Neue UBool- Erfolge auf dem
nördlichen Kriegsſchauplaßz: 22 000 Brutto Regiſter-Tonnen. Unler den
verſenklen Schiffen, von denen die Mehrzahl fief beladen und bewaffnet
war, konnte der bewaffnele Dampfer „Magelan“ (6269 Tonnen) mit
Salpelerladung von Chile nach Frankreich feſtgeſtellt werden. Unſer
den übrigen vernichteten Schiffen befanden ſich zwei größere engliſche
Dampfer. Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Neues zur Weltlage.
Das Wiener Telegr. -Korr.-Bureau teilt zu den Gerüchten über den

Rücktritt des Kabinetts Seidler mit: Ueber einen Rücktritt des Kabinetts
Seidler iſt hier nichts bekannt.

In eingeweihen Kreiſen verlautet, daß der Miniſter des Aeußern
Graf Czernin ſofort nach ſeiner Rückkehr nach Wien auf die Frie
densanträge Wilſons antworten würde. Vorausſichtlich würde dies im
Ausſchuß für Auswärtiges der Delegationen geſchehen. Graf Czernin
dürfte keinen unbedingt ablehnenden Standpunkt einnehmen, ſondern die
Momente weiter ausbauen, in welchen ſich eine Uebereinſtimmung an
zubahnen beginnt. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Miniſter dabei auch
mit voller Deutlichkeit auf jene Stellen hinweiſen wird, die ſowohl vom
Standpunkt OeſterreichUngarns als auch vom Standpunkt der Bundes-
genoſſen annehmbar ſind.

Nach einer Havasmeldung trat der franzöſiſche Senat zu einer
Sitzung zuſammen und konſtituierte ſich als Ausſchußgerichts-
hof, um über den früheren Miniſter des Jnnern Malvy ein Urteil zu
erzielen. Nach Erledigung der üblichen Formalitäten wird die nächſte
Sitzung am 28. Januar abgehalten werden.

Das Amſterdamer Handelsblad meldet aus London, daß der
Generoldirektor des Transvortweſens für die britiſche Armee in Frank-
reich, Generalmajor Sir Philipp Naſh, zum Generaldirektor
des Transvortweſens für ſämtliche Alliierten er-
nannt worden iſt.

Eine itailieniſche Porlamentskommiſſion reiſt demnächſt nach
Madrid. Der Zweck iſt die Schaffung einer wirtſchaftlichen
Entente nach dem Kriege.

Die Columbianiſche Geſandtſfchaft teilt mit, daß nach
einem omtſichen Telegramm aus Bo gota wegen Streiks im atlan-
tiſchen Küſtenſande Columbiens der Belagerungszuſtand über
einige der Häfen erklärt, die Ordnung aber wiederhergeſtellt worden iſt,
ſo daß der Belagerungszuſtand bald wieder aufgehoben wird.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Der Tag des RKeichskanzlers.
Wie Berliner Blätter erfahren, wird der Reichskanzler Graf

Hertling ſeine lange angekündigte Rede im Reichstag am Donners
tag nachmittag um 3 Uhr halten. Der Hauptausſchuß wird am
Donnerstag die Zenſurdebatte beendet haben und an dieſem Tage
die allgemeine politiſche Debatte fortſetzen. Wenn in den Dis
poſitionen ſich keine Störungen ergeben, ſoll ſich der Hauptausſchuß
am Sonnabend auf einige Zeit vertagen.
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Die Reichstagswahl in Reutlingen.
Bei der geſtrigen Reichstagserſatzwahl im Wahlkreiſe Payers

(6 R. T.-Wahlkreis) Reutlingen-Rottenburg-Tübingen fielen auf den
Kandidaten der fortſchrittlichen Volkspartei Landtagsabgeordneten
Bezirksnotar Scheef-Tübingen bei 16886 Wahlberechtigten 4421
Stimmen. Die Nationalliberalen, die Konſervativen, der Bund
der Landwirte und das Zentrum hatten ihren Wählern die Ent-
haltung von der Wahl empfohlen. Die Sozialdemokratie hatte
die Wahl freigegeben.

Letzte Nachrichten.
Bern, 21. Januar. Der Petersburger Berichterſtatter des

Corriere della Sera drahtet, daß Hunderte von Ver-
haftungen vorgenommen wurden. Jn verſchiedenen Stadtteilen
haben Straßenkämpfe mit Gewehr und Maſchinetngewehrfeuer
begonnen. An mehreren Stellen wurden bereits Barrikaden er-
richtet. Einige von Kronſtadt eingetroffene Kriegsſchiffe griffen
in den Kampf ein.

Amſkerdam, 18. Januar. (Verſpätet.) Der Rußkija Wjedomoſti
entnimmt die Times Beiſpiele für die angebliche Gewalttätigkeit, mit
der die Bolſchewiki bei den Wahlen für die Verfaſſunggebende Ver
ſammlung zu Werke gegangen ſeien. Jm Bezirk Kozlow ſeien
wikiſche Soldaten in die Dörfer eingedrungen und hätten gedroht, fe
den zu ermorden, der gegen die Bolſchewiki- Kandidaten ſtimmen
würde.

Stockholm, 21. Januar. Am 21. Januar treken in Petersburg die
Vertreter der Arbeiter und Soldatenräte ganz Rußlands zu ihrem dritten
Kongreß zuſammen. Am 28. Januar wird der allruſſiſche Kongreß der
Bauernvertreter eröffnet. Soweit ſind in den nächſten Tagen tatſächlich
die drei ſtärkſten autorativen Vertretungen ganz Rußlands, einſchließ
lich der inzwiſchen für ſelbſtändig erklärten Gebiete der Ukraine, Sibi-
riens und des Kaukaſus in Petersburg verſammelt.

Kopenhagen, 22. Januar. Das Petersburger Telegraphen Bureau
meldet aus Breſt-Litowſk: Die ruſſiſche Abordnung legte ſcharfen
Proteſt gegen die Verhandlungen ein, die die ukrainiſchen ſern
mit den Mittelmächten geführt haben. Die Prawda meldet, daß der
Erekutivausſchuß der Sowjets verlange, daß Lenin ſelbſt nach
Litowſk ahreiſe.

Petersbura, 21. Januar. (Indirekt.) Ukrainiſche Truppen trafen
Anſtalten, um ſich der von den Marimaliſten beſetzten Städte Luzk
Rowno' zu bemächtigen. Jm Söden gewinnen die Kämpfe zwi
ukrainiſchen Truppen und Maximaliſten an Ausdehnung. Die o
ſiftiſche Mannſchaft eines kleinen Kreuzers beſchoß die Ukre
Stellungen mit Schiffsgeſchützen. Angeblich ſteht das Arſenal in
Flammen. In Odeſſa iſt eine Panik ausgebrochen.

Stockholm, 21. Januar. Von beſonderer Seite in Vetersburg
wird folgendes mitgeteilt: Die ruſſiſchen Monarchiſten ſind ſeit der
Revolution ftill, ober ße haben eine heimliche ſehr wirku le Werbe
arbeit entfoltet. Die Bauernſchoft der nördlichen innerruffiſchen Wolga
gouvernement ſoll warme Gefühle für das Koaiſerhaus nhern. Es
berrſcht Mißſtimmung über Trobkis Haltung, welche büroerliche Kr
als unwürdig bezeichnen, tatſächlich ſind heute alle ruſſiſchen
für den Frieden, nur die bolſchewiſtiſchen Verhandlungskniffe werden ver
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Ein gewagtes Spiel.
Von Paul Hirſch, M. d. R.

m Paahen deſen ger An dert d e r Seer komDie die Vorlage über die enſetzung rren
r

die dem Volke als Zeichen ihres Vertrauens das gl
recht will, und den Junkern nebſt Anhang, die ſich als Hüter der
Kronrechte aufſpielen. Jn Wirklichkeit handelt es ſich darum, ob das
alte Preußen, das ſo ſehr zur Hinderung unſeres Anſehens in der Weltdeigetragen hat, in die neue Zeit mit hinter genommen oder ob an

ſeiner Stelle ein modernes Staatsweſen errichtet werden ſoll.
Verſetzen wir uns in die Seele der Konſervativen, ſo haben wir

volles Verſtändnis für die Zähigkeit und Energie, mit der ſie der Ein
führung des gleichen Wahlrechts Widerſtand leiſten. Sie wiſſen, daß
es ums Ganze geht, der Zuſammenbruch des Dreiklaſſenwahlſyſtems
bedeutet den Zuſammenbruch ihrer Macht und damit den Untergang
des alten Preußen, das ſich ſeit Jahrzehnten als feſtes Bollwerk der
Reaktion in Deutſchland erwieſen hat. Wie Auguſt Bebel einmal
eſagt hat: „Haben wir Preußen, ſo haben wir alles,“ ſo ſagen ſich die
unker: Haben wir Preußen verloren, ſo haben wir alles verloren,

ſind unſere feſten Stellungen in Preußen eingerannt, ſo iſt es mit
unſerer Herrſchaft zu Ende. So kämpfen ſie zähe um die Aufrecht-
erhaltung der Herrſchaft ihrer Klaſſe, und ſie führen dieſen Kampf mit
der ganzen Rückſichtsloſigkeit, die ſie von jeher ausgezeichnet hat.

Die Gegner des gleichen Wahlrechts wiſſen, was ſie wollen, ſie
ſchauen nicht nach rechts und nicht nach links, ſondern richten ihren
Blick geradenus auf das ihnen vor Augen ſchwebende Ziel. Jn dieſer
Beziehung können die andern Klaſſen der Geſellſchaft von ihnen lernen.
Zwar hat der König von Preußen ſelbſt in feierlichſter Form die Not
wendigkeit der Wahlrechtsreform anerkannt; den preußiſchen Junkern iſt
das gleichgültig, das Zugeſtändnis iſt ihm „abgepreßt“ und als getreue
Eckehardts ſtellen ſie ſich ſchützend vor die Krone, die in Unkenntnis der
Folgen eines ſolchen Vorgehens ihre Rechte preisgibt. Und wie kanzeln
ſie erſt die Miniſter ab, die ſich berufen und verpflichtet fühlen, die
königliche Botſchaft in die Tat umzuſetzen! Deutlich gibt man ihnen
zu verſtehen, daß ſie gegen ihre innere Ueberzeugung handeln, daß ſie
keinen eigenen Willen haben, ſondern bloße Handlanger ſind, die ge
horſam die ihnen von höherer Stelle erteilten Aufträge ausführen.

Jn mehr als einer Hinſicht iſt die viertägige Generaldebatte in
der Kommiſſion lehrreich, und wenn wir auch bedauern, daß durch das
überflüſſige Gerede ſoviel koſtbare Zeit verloren gegangen iſt, ſo kön-
nen wir auf der andern Seite die Bereicherung unſerer Kenntniſſe über
das Weſen des preußiſchen Junkertums als Gewinn buchen. Die preu-
ßiſchen Junker und ihr Anhang haben aus dem Kriege nichts gelernt;
ſpurlos iſt das gewaltige Wehen einer neuen Zeit an ihnen vorüber-
gegangen; ihnen, die ſich zum Herrſchen berufen fühlen, iſt die oberſte
Kunſt eines jeden Herrſchers, den Forderungen und Bedürfniſſen der
Zeit gerecht zu werden, fremd geblieben. Was kümmern ſie die Wünſche
des Volkes, was gilt ihnen die Rückſicht auf das Ausland! Jhr eigener
Wille iſt ihnen höchſtes Geſetz, mag darüber die Welt in Trümmer gehen.

Ein ſo frevelhäftes Spiel mit dem Volke, wie es die preußiſchen
Konſervativen treiben, kann ſich nur der erlauben, der ſeiner Sache ſehr
ſicher iſt oder der in ſeiner Verzweiflung alles auf eine Karte ſetzt.

ben können, denn Reden der Unterton hine e e e Se Vüer Wegen Thee e ſie des

e etelh dareng i den des d ehe vuleht von der
ſchen Arbeiterklaſſe abhängen.

Daß das Dreiklaſſenwahlſyſtem unhaltbar geworden iſt, dieſe Er
kenntnis dämmert allmählich
ßiſchen Abgeordnetenhauſes. A

ſyſteme längſt gerichtet.

Viel zu lange hat die Sozialdemokratie dem Problem
teilnahmlos gegenübergeſtanden; erſt verhältnismäßig ſpät hat ſich die
Ueberzeugung von der Notwendigkeit der Eroberung der Macht in
Preußen Bahn gebrochen, und der Wahlrechtskampf, der dann mit
elementarer Gewalt einſetzte, iſt bald wieder abgeflaut. Durch unſere
eigene Schuld. Wohl ſind die Maſſen, der Aufforderung ihrer Führer
ſolgend, auf die Straße gegangen, um für das allgemeine und gleiche
Wahlrecht zu demonſtrieren, wohl haben ſie ſich auch durch blutige en
ſammenſtöße mit der Polizei nicht von ihrer Forderung abhalten laſſen,
aber der Eindruck auf die herrſchenden Kreiſe iſt gering geblieben, die
fortgeſetzten gen mit ſchärferen Mitteln verfehlten ihren Zweck,
weil hinter den Worten nicht die Tat ſtand. Mit Verſammlungsreſolu-
tionen allein, und mögen ſie noch ſo voll geſpickt ſein mit ſchönen
Phraſen, erringt man keine politiſche Macht.

Heute iſt die Situation anders als vor dem Kriege. Waren damals
Regierung und Landtagsmehrheit entſchloſſen, dem Volke ſein Recht
vorzuenthalten, erfreuten ſich damals die Wahlrechtsfeinde der liebe-
vollſten Unterſtützung der Staatsgewalt vom Miniſter bis hinab zum
Landgendarm, ſo ſtehen ſie heute in Oppoſition gegen die Regierung.
Ueberflüſſig iſt es, zu ſagen, daß das Proletariat die Regierung nicht
um Unterſtützung angeht, aber erleichtert wird ihm ſein Kampf dadurch,
daß es nur noch einen Gegner gegen ſich hat und dieſe veränderte
Konſtellation gilt es auszunutzen.

Durch das Gebaren der Junker in der Kommiſſion, das in der
liebevollſten Weiſe von den nationalliberalen Vertretern der Schwer
induſtrie gefördert wurde, hat die Wahlrechtsbewegung neue Nahrung
erhalten. Wenn ſich das Volk auch nur noch einen Teil ſeiner revolu-
tionären Energie bewahrt hat, dann muß es ſich in gerechtem Zorn
aufbäumen gegen ſeine Feinde, die ein ſolches Spiel mit ſeinen heiligſten
Gütern treiben, die zu dem Spott auch noch den Hohn fügen und ſich
kalten Blutes über ſeine berechtigten Wünſche hinwegſetzen. Die Empö
rung über das Verhalten der Wahlrechtsfeinde beſchränkt ſich nicht auf
die ſozialdemokratiſch geſinnte Arbeiterſchaft, auch nicht auf die Arbeiter
allein, ſondern ſie iſt bis weit in die Reihen des Mittelſtandes, ja der
beſitzenden Kreiſe gedrungen. Kennzeichnend iſt der Ausſpruch eines
dem Zentrum angehörenden Arbeiterführers in der Kommiſſion, wenn
dem Volke jetzt nicht das gleiche Wahlrecht zuteil werde, den Glauben
daran, daß es nach dem Kriege erhalten werde, habe es längſt verloren.

ktionären Parteien des unveran Reformen i ick Dieſen Gefa

rfen haben, auf. Es arführen und nicht eher ruhen, als bis die

kehte Lokal und provimnnacheinten

Halle, 22. Januar 1918,
Jm Stadttheater kommt morgen Mittwoch nachmittag Abrödel, abends Die Geſchwiſter, Suſannens Gerint uſd

bilder zur Aufführung. Der Donnerstag bringt den wank:
Doktor und Apotheker auf die Bühne. Am Freitag wird Rathan
der Weiſe, am Sonnabend nachmittag Aſchenbrödel und abends
Die verkaufte Braut aufgeführt.
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StadtTheater. W r vom 22.--25. Januar.) Diens
tag: Ein Volksfeind. ittwoch Nachmittag: er
Abend: Die Geſchwiſter. Suſannens Geheimnis und Tanzbilder.
Donnerstag: Doktor und Apotheker. Freitag: Nathan derWeiſe. Sonnabend Nachm.: Aſchenbrödel. Kbende: Die
verkaufte Braut.

ArbeiterSekretariat, Halle (Saale).

Jm Hauſe der Gewerkſchaften, Harz 42/44, Zimmer 5 bis 7.
Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abends

von 5--8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloſſen.

ne
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Nudeln. Die Jnhaber von r werden aufgefordert, bei dem Fabrikannten Keil, rJardyſtrage
die Nudeln abzuholen, und zwar am Mittwoch die Kleinhändler mit den nfangebuchſtaken A bis F, am Donners

tag t K, am Freitag von L bis R, am Sonnabend
von s Z.

Oeffentliche Bekanntmachung.
Meldung der Hilfsdienſtpflichtigen.

Die im vorigen Monat ausgeſetzte Annahme der Meldungen
Hilfsdienſtpflichtiger wird am 23., 24. und 25. d. M. wieder aufge-
nommen. Es haben ſich zu melden:

am Mittwoch, 23. Januar, die Jahrgänge 1881--1886,
am Donnerstag, 24. Januar, die Jahrgänge 1887--1893,
am Freitag, 25. Januar, die Jahrgänge 1894--1900 (einſchließlich).
Die Meldungen werden am ſtädtiſchen Arbeitsamt, Salzgrafen-

ſtraße 2, entgegengenommen, und zwar für die mit dem Anfangsbuch-
ſtaben A--K beginnenden Hilfsdienſtpflichtigen in der Zeit von 149 bis
12 Uhr vormittags, für die, deren Namen mit den Buchſtaben L bis 3
beginnt, in der Zeit von 3--6 Uhr nachmittags. Meldepflichtig ſind:

1. alle männlichen Deutſchen der Jahrgänge 1881 bis 1900 (einſchließ
lich), ſoweit ſie nicht
a) zum aktiven Heere oder zur aktiven Marine gehören, oder
b) auf Grund einer Reklamation vom Dienſt im Heere oder in der

Marine zurückgeſtellt ſind.
2. alle männlichen Angehörigen der öſterreichiſch- ungariſchen Mon-

archie der Jahrgänge 1881 bis 1900 (einſchließlich), ſoweit ſie im
Gebiete des Deutſchen Reiches ihren Wohnſitz oder ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt haben und nicht zum aktiven Heere oder zur
aktiven Marine gehören.
Nicht nochmals zu melden brauchen ſich diejenigen Hilfsdienſtpflich-

tigen, die ſich bei der erſten Eintragung auf Grund der Verordnung des
Bundesrats vom 1. März 1917, betreffend Beſtimmungen zur Aus-
führung des S. 7 des Geſetzes über den vaterländiſchen Hilfsdienſt
Reichsgeſetzblatt Seite 202) oder ſpäter aus Anlaß eines Stellen oder
Wohnungsvwechſels bei der von der Ortsbehörde angegebenen Stelle oder
beim Einberufungsausſchuß gemeldet haben und dies durch Vorlegung
des geſtempelten Abreißſtreifens der Meldekarte nachweiſen können. Wer
den Abreißſtreifen nicht mehr beſitzt muß ſich alſo nochmals melden.
Verpflichtet zur Meldung ſind auch diejenigen, welche nach S 5 der Ver
ordnung vom 1. März 1917 von der Meldepflicht befreit waren, ſo
weit ſie ſich nicht aus Anlaß eines Stellen oder Wohnungswechſels ge
meldet haben und dies durch Vorlegung des geſtempelten Abreiß-
ſtreifens der Meldekarte nachweiſen können.

Bon der perſönlichen Meldung iſt befreit, wer ſich bis zum
26. Januar ſchriftlich unter ordnungsmäßiger Ausfüllung der vorge
ſchriebenen Meldekarte meldet. Die ſchriftliche Meldung erfolgt durch
Abgabe der ausgefüllten Meldekarte bei dem ſtädtiſchen Arbeitsamt,
Salzgrafenſtraße Nr. 2 oder durch Abgabe der ausgefüllten Meldekarte

in offenem an dieſe Stelle adreſſierten, unfrankiertem Umſchlag bei
einer Poſtanſtalt (Poſtagentur) gegen Aushändigung der von den
Meldepflichtigen vorher auszufüllenden und von der Empfanggsſtelle
oder der Poſtanſtalt (Poſtagentur) geſtempelten Meldebeſtätigung (Ab
reißſtreifen der Meldekarte). Dieſe Beſtätigung iſt ſorgfältig aufzube-
wahren. Die Abgabe der ausgefüllten Meldekarten bei dem ſtädtiſchen
Arbeitsamt oder bei der Poſtanſtalt (Poſtagentur) kann auch durch
einen Beauftragten, z. B. den Arbeitgeber, bei Beamten insbeſondere
auch durch die vorgeſetzte Dienftbehörde, erfolgen. Die Aufbewahrung
der Meldebeſtätigung iſt Sache des Meldepflichtigen ſelbſt.

Für die in öffentlichen oder privaten Anſtalten (Straf-, Beſſe-
rungs-, Heilanſtalten uſw.) mit Einſchluß der geſchloſſenen Unterrichts
anſtalten (Jnternate) hat der Anſtalisleiler oder der von ihm dazu be
ſtellte Vertreter die Meldung ſchriftlich unter ordnungsmäßiger Aus
füllung der vorgeſchriebenen Meldekarte bis zum 26. Januar entweder
durch Abgabe der Karten bei dem ſtädtiſchen Arbeitsamte oder
durch Abgabe der Kurten in offenen, an dieſe Stelle adreſſierten, un-
frankierten Umſchlägen bei einer Poſtanſtalt (Poſtagentur) gegen Aus
händigung der Meldebeſtätiqungen vorzunehmen. Die Abgabe kann
auch durch einen Beauftragten erfolgen. Die Meldungen können auch
auf Liſfen erſtattet werden. Zu berückſichtigen ſind hierbei alle am
erſten Meldetage in der Anſtalt untergebrachten Meldepflichtigen.

Die Meldekarten nebſt Umſchlag für die ſchriftliche Meldung wer-
den bei dem ſtädtiſchen Arbeitsamt unentgeltlich ausgegeben. Dort ſind
auch gegen Zahlung von 10 Pf. für das Stück die Bekannimachung äber
Mitteilung des Skeſlen- und Wohnungswechſels erhältlich, zu deren
Aushang nach S 12 der Verordnung vom 13. November 1917 jeder
Arbeifoeber verpflichtet iſt, der in ſeinem Betriebe Hilfsdienſtpflichtige
beſchäftigt.

Wer die Meldung ſchuldheft unterläßt, kann durch den Ein-
berufungsausſchuß mit einer Ordnungsſtrafe bis zu 100 Mark, und
wenn die Geldſtrafe nicht beizutreiben iſt, mit Haft bis zu 3 Tagen
beſtraft werden.

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu
10 000 Mark wird beſtraft, wer in einer Meldung wiſſentlich unrichtige
oder unvollſtöndige Angaben macht. v

Die gleiche Strafe trifft den Anſtaltsleiter oder ſeinen Vertreter,
der in einer Meldung wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige An-
qaben macht ſowie den Meldepflichtigen ſelbſt, der in einem ſolchen Falle
h Anſtalisleiter oder ſeinem Vertreter gegenüber derartige Angaben
macht.

Halle, den 19. Januar 1918.
Der Magiſtrat.

Bekanntmachung.

Auf Grund des S 6 Ziffer 1 der Verordnung des Bundesraks
über die Errichtung 'von Preisprüfungsſtellen und die Verſorgungs-
regelung vom 25. Sepetmber/4. November 1915 (R. G. B. S. 607 und
728) wird folgendes angeordnet:

S 1.

Alle Unternehmer oder Leiter von Betrieben in Halle, in denen
Milch erzeugt wird, ferner alle Perſonen, welche Milch im Handel oder
gemeinnützig abgeben, werden hiermit aufgefordert, binnen 3 Tagen an
ugeben, wieviel Milch ſie an den einzelnen Tagen vom 14.--20.

nuar 1918 an Verbraucher abgegeben haben, ferner wieviel Milch ſie
an dieſen Tagen bezogen haben und von wem.

Für die Anmeldungen werden im Stadternährungsamt (Markt-
platz 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben.

S 2.
Die Milchabgeber in Halle haben zugleich mit den Anmeldungen

gemäß S 10 der Verordnung des Magiſtrats vom 10. November 1916,
anzugeben, wie viele Kunden bei ihnen angemeldet ſind, wie groß die
Milchmenge iſt, welche an die Kunden abgeliefert werden und
welche Mengen kakſächlich an die Kunden geliefert worden ſind. Alle
dieſe Angaben ſind gekrennt für Jnhaber von Vollmilchkarien und von
Gelegenheitskarken zu machen.

S 3.
Wer dieſe Anmeldungen unterläßt, wiſſentlich unrichtige oder un

vollſtändige Angaben macht, wird gemäß S 17 der oben genannten Ver
ordnung des Bundesrats mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder an
Geld bis zu 1500 Mark beſtraft.

Halle, den 21. Januar 1918.

r Der Magiſtral.
Bekanntmachung.

Unter dem Pferdebeſtande des Mineralwaſſer-Fabrikanten Her-
mann Kluge hier, Trothaer Straße 22, iſt die Räude ausgebrochen.

Halle, den 21. Januar 1918.
Die Polizeiverwalkung.

Alte Promenade tta
Fernruf 5738.
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Lotte Neumann
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Der schwarze Pierrot.
Filmschauspiel in 4 Akten

III
Lustspiel in 2 Akten mit Melitta Petri,

Leo Peukert, Herbert Pau müller.

Vertauschte

Lustspiel in 3

Leipzigerstraße 8
Fernruf 1224.
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Bruno Deearli

Phantast. Schauspiel in 4 Akten.

Paul Heidemann
in: Paul und Teddy.

Akten.

Alte Promenade ſ1 a.

EEIIIIEIEEEEER XI I Aonta von 455 Ihr je einmalige Vorführung
des Riesenfilmwerkes

S Wilh Telle men5 Akte. Beginn pünktlich 3 Uhr. [503

9ul-ſheler

Mittwoch, den 23. Januar
nachmittags 31 Uhr:

Aſchenbrödel
Märchen von Görner.

Anfang 7,30 Uhr. Ende nach 10 Uhr.

Die GeſchwiſterSchauſpiel ch

Seelen. Tugenaſſche haben r Hierauf: Suſannens
Geheimnis und Tanzbilder.
Donnerstag: Doktor und

Apotheker.

kurzwaren,
beſähe knöpfe,

w n

am Franzoſenweg u
vom 2. Januar 1918 Sprechſtunden täglich von

10 bis 11 Uhr.

e

Als Schneidermeistersäuglingsfürſorgeſtelle etkommenden Arbeiten, wie
Wenden, Aendern von

Herren u. Damengarderobe.

O. heimſath vohn,

preiswert 504
im Kaufhaus

H.Elkan, Lge

Arbeiter,
abonniert die Voltsſtimme!

ma

dlun me,r e

Freitag: Nathan der Weiſe.

222212L. L. L. LL Ledie Internationalität und der ſerieg

von Karl Kautsky Preis 20 Pf.
Ehaß-Lothringen und die dopialdemokratie

von Hermann Wendel Preis 40 Pf.

kaufte Braut.

Arbeiter
Kotiykalender

für 1018

wieder vorrätig in der
Buchdandlg. bolksſtimme:
Halle, Sr. Ulrichſtraße 27

Zu haben in der

Halle

v

Der
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n z v m e hn. Nr. 18. Dienstag den 22. Jannar 1918. 2. Jahrgang.
innerte an die üblichen Vorfälle, die letzthin mehrfach von dieſerHalle und Saalkreis. Halleſche Dichter. Vereinigung hervorgerufen worden ſeien Lerheſt) n gren Füh

in e III. Nur keinen Lokalpairiolismus! rern Breſin und Ruttuner, denen jetzt endi:ch das Handwerk gelegtn Halle, 22. Januar 1918. (Schluß) wäre. Jm Gegenſatz dazu ſtänden die Vereine in Eſſen und Dresd J den, die tatſächlich den Kriegern helfen wollten, und die nicht unter
FrühlingsAhnung?

Es iſt etwas Kurioſes mit dieſem Wetter. Man kennt ſich
beinahe nicht mehr darin aus. Voreilige Leute hatten ſchon prophe
zeit, daß wir wieder einen recht ſtrengen Winter bekommen wür-
den, ſo einen wie voriges Jahr. Aber davon hat die Welt noch
gar nichts geſpürt. Jm Gegenteil: jetzt iſt es geradezu, als ob

vi wir in dieſem Jahre den Frühling zwei Monate früher als ſonſt
er bekommen würden. Dabei wird es freilich nicht bleiben. Denn
des ſo ſchnell wie dieſes warme Wetter gekommen iſt, kann auch wieder

ein anderes, direkt entgegengeſetztes heraufziehen. Ueberhaupt hat
en. ja die jetzige Witterung nichts ſo ſehr zu eigen wie die ſtändige
am Veränderung. Das geht aber in ganz Deutſchland und darüber
g hinaus ſo. Man betrachte nur einmal die entſprechenden Vor
e zänge in voriger Woche
en In weiten Gebieten gingen täglich Schneefälle nieder, die zum
fer Teil ſehr ergiebig waren, während um die Mitte der Woche in Süd
etzt und Mitteldeutſchland plötzlich eine ungemein ſtarke Erwärmung

eintrat, die zu raſcher Schneeſchmelze in den deutſchen Mittel
ge gebirgen und in einer Reihe mitteldeutſcher Stromgebiete zu Hoch
er waſſer führte. Zu Ende der Vorwoche drang zwiſchen dem ſüd
nung lichen und dem ſkandinaviſchen Maximum von der Nordſee aus ein
be I ſchmales, langgeſtrecktes Minimum durch Oſtdeutſchland nach Polen
ſie vor, das von langanhaltenden und ergiebigen Schneefällen be

vie gleitet war. Dabei ſchwankten Sonnabend und Sonntag die Tem-
nen peraturen um den Gefrierpunkt, und nur im Oſtſeegebiet herrſchte
gen mäßige bis ſtrenge Kälte. Dienstag war auf der ſüdlichen Nordſee
der ein beſonders tiefes Maximum erſchienen, bei deſſen Annäherung
ſche ſich der hohe Luftdruck aus Süd und Oſtdeutſchland zurückzog
htet und im Südoſten des Erdteils zu einem einheitlichen Maximum

vereinigte. Jnfolgedeſſen trat im äußerſten Weſten des Landes
rale ſchon morgens Tauwetter ein, und es f'el Regen, während weiter

öſtlich die Nieder ſchläge mit Schnee begannen und erſt ſpäter in
Regen übergingen. Jn Südweſtdeutſchland ſtiegen bei ſtürmiſchen
Südwinden die Temperaturen bis nahe an, 10 Grad Wärme; auch
in Norddeutſchland wurden vielfach 5 Grad Wärme erreicht oder
ein wenig überſchritten. Nur im äußerſten Nordoſten dauerten
Schnee und Froſt ohne Unterbrechung fort. Während Mittwoch
morgen das Minimum von der Nordſee ſchon bis nach Kurland ge
eilt war, waren weitere Tiefdruckwirbel bis nach Weſt- und Mittel-
deutſchland vorgedrungen. Nach anhaltendem Schnee- und Regen-
fällen meldete Mittwoch früh Magdeburg 20, Berlin 17 Millimeter
Niederſchlagshöhe; Donnerstag früh verzeichnete Berlin weitere
14 Millimeter Niederſchlagshöhe. Jn Sachſen waren Mittwoch die
Regen- und Schneefälle von Winergewittern begleitet; nachdem
hier überall ſtarke Regengüſſe eingeſetzt hatten, ſtieg die Tempe
ratur in Mittel- wie in Süddeutſchland über 10 Grad empor, und
im Südweſten des Landes erreichte die Erwärmung ſogar 12 bis
13 Grad Celſius. Jn der Nacht zu Donnerstag drang neuerdings
hoher Luftdruck bis nach Mitteldeutſchland vor, ſo daß die Tempe-
raturen überall raſch wieder bis in die Nähe des Gefrierpunktes
ſonken. Morgens hatten auch die Niederſchläge mit Ausnahme des
Oſtſeegebietes, wo es bei ſtarken Südweſtwinden noch ſchneite,
überall aufgehört; ſie begannen in Mitteldeutſchland mittags aber
von neuem, und im Weſten des Landes, wo ſchon wieder eine neue
Depreſſion herangezogen war, ſetzte gleichfalls wieder Schnee und
Regenfall ein, der ſich während der Nacht bis nach Norddeutſchland
verbreitete. Augenſcheinlich wird auch der gegenwärtige Witte-
rungscharakter mit ſeiner ſtarken Veränderlichkeit noch anhalten.

Hoffentlich treibt es aber der Winter nicht mehr gar zu arg,
wir können ihn wirklich nicht brauchen. Wenn er daher auch noch
manchmal auftrumpfen wird, wir wollen doch ſchon die jetzige Zeit
als eine Frühlingsahnung hinnehmen. Sie läßt uns wenigſtens
in bezug auf die Witterungsunbilden etwas freudiger in die Zu-
kunft ſehen.

Was ergibt ſich nun aus alledem? Wir knüpfen wieder bei unſeren
grundſätzlichen Bemerkungen an und fragen, welcher Art von Poeten
unter den dort genannten dieſe in Halle aufgetretenen ſind, woraus
die nötigen Schlußfolgerungen von ſelbſt erwachſen.

Der aufmerkſame Leſer wird eigentlich ſchon von ſelbſt gefunden
haben, daß eigentlich alle drei aufgeführten Arten unter den Halleſchen
Poeten vorhanden ſind: Die wirklich innerlich dazu genötigten und auch
tatſächlich tüchtigen, die ſchwächlich angeblichem inneren Drängen rwach-

gebenden und mittelmäßigen, und die einer alten Jugendtorheit folgen-
den und bedeutungsloſen Poeten. Zu den wirklich tüchtigen unter ihnen
zählen wir hauptſächlich Charlotte Malten, Lisbeth Dill und FrisFrante. Die übrigen zu rubrizieren, erſparen Wir uns, da es keinen

weck weiter hat. Dieſe drei möchten wir denn auch als cigentlicheVichter anſprechen, und in bezug auf ſie der Hoffnung Ausdruck geben,

daß von ihnen bald noch mehr zu hören ſein wird. Was aber haben
die verantwortlichen öffentlichen Kreiſe ihnen und auch den anderen
gegenüber zu tun?

Der Allgemeine deutſche Sprachverein hat uns mit ihnen bekannt
gemacht, und das war gut ſo, denn es iſt immer ſchön, wenn geiſtig
beſonders fortgeſchrittene Leute mehr in den Vordergrund des öffent-
lichen Intereſſes geſchoben werden, ſchon in Hinblick auf das gute Bei-
ſpiel, das ſie immerhin bieten können. Soll aber darüber hinaus mehr

vor allen Dingen die Oeffentlichkeit verpflichtet werden,
dieſe Poeten auch noch tatkräftig zu unterſtützen, ſei es durch den Beſuch

etwaiger weiterer öffentlicher Vorleſungen aus ihren Werken oder gar
durch die Abnahme ihrer Bücher, die ſie auf eigene Koſten heraus-
bringen, oder durch einen ſpekulativen Verleger herausbringen laſſen?
Und da antworten wir kurzweg: Nein!

Die Produkte ihres dichteriſchen Könnens mögen ja an ſich gar
nicht ſo übel ſein. Aber um mehr zu ſein als die Befriedigung eines
perſönlichen Bedürfniſſes und als Unterhaltung für einen kleinen Kreis
von Bewunderern, dazu langt es noch lange nicht. Was haben wir
heute nicht alles für Gedichtemacher! Ja, wer überhaupt macht denn
heute keine Gedichte? Dabei gibt es eine ganze Menge wirklich guter
Dichter, die ſich noch lange nicht durchgeſetzt haben und die ſchwer um
ihre Anerkennung, wenn nicht gar um ihr Brot ringen müſſen! Und
ſelbſt ſie können wir noch nicht einmal alle brauchen, denn es werden
eben einfach zu viel Gedichte und Romane fabriziert. Was iſt uns auch
damit gedient, daß Herr Müller einmal einen originellen Gedanken
hat und Fräulein Schulze die Reimerei gut verſteht? Wirkljch gute,
wirklich großes alles überragende Dichtkunſt brauchen wir! ſe aber

nach deren jeder immer wieder greift, der nur ein einzigesmal davon
gekoſtet hat. Dieſe ſelben Dichter und Werke aber ſind noch bei weitem

nicht ſo tief in das Volk gedrungen, wie es wünſchenswert iſt und wie
es in ger wieder angeſtrebt werden muß. Was aber ſollen wir da gar
noch das Intereſſe durch Hinweiſe auf kleinere, weniger bedeutende oder
ger nur auf örtlich hervortretende Dichter ablenken? Es wäre ja direkt
ein Vergehen ſowohl an unſerem herrlichen dichteriſchen Nationalgut
wie an dem Volke ſelbſt, deſſen ſchnellſte und beſte Höherentwicklung
jeder mit anſtreben muß, dem unſere ganze zukünftige Kulturentwicklung
am Herzen liegt!

Wir meinen alſo, man ſolle mit den örtlichen Talenten, auch wenn
ſie einem noch ſo nahe ſtehen und noch ſo hübſche Dichtproben geliefert
haben, nicht gar ſo viel Weſens machen, vor allen Dingen ſie nicht des
halb übereifrig fördern, weil es intereſſant ſcheinen mag, ſolche Dichter
linge auch am Orte zu haben. Iſt ein wirklich ſtarkes Talent darunter,
dann wird es ſich ſchon von ſelbſt bemerkbar machen, und dann finden
ſich auch die nötigen Wege, um ihm den wirklich verdienten Aufſtieg
zu verſchaffen. Die übrigen aber mögen für ſich allein und in ihren
Bekanntenkreiſen weiter wirken, denn ſchließlich iſt das, was ſie dichten,
doch zu ſehr eine rein perſönliche Angelegenheit.

Die jungen Leute der Vaterlandspartei, die ſich männiglich
zuſammengetan haben in einer beſonderen Akademiſchen Orts-
gruppe, glauben es ihrer hehren Miſſion ſchuldig zu ſein, ſchon
wieder einmal die Aufmerkſamkeit der anſcheinend noch nicht
genug beſchäftigten! Oeffentlichkeit in Anſpruch nehmen zu
müſſen. Sie hielten vorige Woche eine Sitzung ab, und das erſte,
was ſie dabei taten, war das glatte Singeſtändnis, tatſächlich nach

im „Volkspark“ mit der Abſicht gegangen zu ſein, Spektakel zu
machen, ſo wie wir es gleich geſagt haben.
nämlich über Vereine von Kriegsbeſchädigten, deren Ziele und Be
ſtrebungen. Dabei warnte er vor dem Berliner Bunde und er-

iſt vorhanden in den Werken von Dichtern, die längſt anerkannt ſind und

jener ſchon mehrfach erwähnten Kriegsöeſchädigten- Verſammlung
l

Der Vorſitzende ſprach

falſcher Flagge ſegelten, Propaganda für ihre Parteiintereſſen mit
unſern ehemaligen Feldgrauen als Aushängeſchild treiben wollten,
Hier aufklärend zu wirken, ſei Pflicht jedes einzelnen, vorzüglich

der Kriegsbeſchädigten. Danach wurde es aber noch intereſſanter.
Die jungen Leute beſchäftigten ſich nämlich mit hoher Politif.
Einer der ihren ſprach über: „Student, Volk und Vaterland“, und
dabei gab er folgende Bekenntniſſe einer unverfälſchten jungen
Seele zum Beſten: „Gar zu leicht löſt ſich der Student aus dem
öffentlichen Leben und lebt nur ſeinem Studium. Er verliert den
Zuſammenhang mit ſeinem Volke, vernachläſſigt ſeine politiſchen
Pflichten und ſteht dem Empfinden ſeiner Landsleute fremd gegen
über, denen er doch im Leben ein Führer ſein ſoll. Auch das Vol

hat zu uns die Fühlung verloren, ſeine Bedürfniſſe und Ziele
liegen auf gänzlich getrenntem Gebiete. Durch die Schuld des
Akademikers iſt da eine tiefe Kluft eingetreten. Jn dieſe Kluſt
haben ſich Demagogen gedrängt und ſich eine Wirkungsſtätte zum
Verderben unſeres Volkes geſchaffen. Was ſie verdorben, muß die
Studentenſchaft wieder gutmachen. Sie müſſen wieder Fühlung
mit allen Schichten des Volkes nehmen, daß ſie Verſtändnis und
Liebe für ſeine Intereſſen gewinnt und ſeinem Bildungsſtand und
ſeine Jdeale hebt. Das läuft nicht hinaus auf Pazifismus und
Jnternationale, ſondern auf einen ſtarken, nationalen Staat. Wir
wollen aus dieſem Kriege ideale und materielle Vorteile, nicht Ver
tragsgarantien, die jeder Wind entblättert, ſondern Machtgaran
tien, die nicht verwäſſert werden können, ein ſtarkes Vaterland,
dem dauernder Frieden geſichert iſt.“ Dieſe Akademiker ſehen alſo
vollkommen klar, daß ſie mit der Volkspſyche ſowie mit den Volks
bedürfniſſen abſolut nichts mehr zu tun haben, daß ſie völlig iſoliert
ihre Wolkenkuckucksheimer Straßen ziehen, als Träumer' und ver-
lorene Söhne. Trotzdem aber machen ſie in vaterlandsparteilicher
Volkszerſplitterung und verbreitern die Kluft noch mehr, die ſich
infolge der annektioniſtiſchen Propaganda für einen Machtfrieden,
einen Siegerfrieden im deutſchen Volke aufgetan hat. Das ſſt
eine Logik, die ſie jedenfalls nicht bei Kant und Schopenhauer ge
lernt haben. Es paßte denn auch wie eine Fauſt aufs Auge, als
ein anderer Studioſus über die Friedensverhandlungen in Vreſi
Litowſk ſprach ob wir das wohl auch einmal tun dürfen
und dabei die „ſchwache,
Deutſchlands verwarf, ſcharf das „freche Auftreten Trotzkis und
ſeiner Genoſſen“ kritiſierte, die als völlig Beſiegte eine ſonderbare
Sprache redeten, und dann das „ſchneidige Auftreten“ der Heerge
leitung begrüßte, das ſich in den Worten unſeres Generals Hoff

manns ſpiegele. Er gab der Hoffnung Ausdruck, die Feder werde
nicht verderben, was das Schwert errungen. Jm Anſchluß an diefe
mit Beifall aufgenommenen Ausführungen wurden ſogar zu allen
Ueberfluß noch folgende Telegramme an den Reichskanzler und die
Oberſte Heeresleitung abgeſandt: „Das deutſche Volk bringt Hin-
denburg und Ludendorff unbegretiztes Vertrauen entgegen. Sie
werden uns zum endgültigen Siege führen. Die ſtudentiſche
Gruppe der D. V.P. Halle widerſpricht jedem Verſuch, unſere
beiden Volkshelden in Fragen von Krieg und Frieden und bei Be
ſtimmung der deutſchen Lebensnotwendigkeiten auszuſchließen.
So ſprechen dieſelben jungen Leute, die n erſt bekannt hatten,
daß die Studenten den Zuſammenhang mit dem Volke verloren undſeine politiſchen Pflichten vernachläfſiat hätten, ſomit dem Emp-

finden ihrer Landsleute fremd gegenüber ſtünden! Es geht doch
nichts über das Selbſtgefühl, das ſich in junger Männerbruſt regt,
und über die Naivetät, mit der dieſe jungen Leute die Welt be
trachten. „So etwas will aber auch noch unſer Führer ſein!

Ein „unabhängiger“ Vogel, der ſein eigenes Neſi beſchmutzt.
Das frühere ſozialdemokratiſche Volksblatt bekommt hin und wieder
auch in ſeinem lokalen Teile einen Anfall von Arbeitswut und
ſchreibt dann der Teufel weiß was für Zeug zuſammen. Jetzt iſt
es wieder einmal in dieſen anormalen Zuſtand gekommen, und ſein
armes Opfer iſt ein Artikel der e in dem ein
angeblicher Arbeiter gen die preußiſche Wahlreform ſchreibt,
Dabei nun leiſtet ſich dieſes frühere r r Blatt
unter anderm folgende Sätze: „Man weiß dabei allerdings nicht,
ob man es dieſem „Arbeiter“, für den der Wahlrechtskampf nichté
iſt als eine „künſtliche Erregung“, als erſchwerenden oder als mil
dernden Umſtand anrechnen ſoll, daß er „bis zum Ausbruche des
Krieges“ Sozialdemokrat war“. Sollte die Sache
wirklich ihre Richtigkeit haben, dann wird uns allerdings an der
Kriegspolitik der Regierungsſozialiſten ſo manches verſtändlicher.“
Ganz klar wird man zwar auch aus dieſem Deutſch nicht, wie
meiſtenteils, wenn das Volksblatt etwas eigenes ſchreibt. Aber

Liſette.
18)] Eine flämiſche Dorffeſchichte.

x Von O. Bilſener,
Deutſche Uebertragung von Hermine SchmidtLahr.

vein“ zu, das am andern Ende des Dorfes le Der ihm
P bereitwilligſt entgegeneilenden Schenkmagd rief er ſchon von

e der Türſchwelle aus zu: „Jſt der Advokat zugegen
4 „Ja, er iſt in ſeinem Zimmer,“ antwortete ſie, übers

ganze cht lachend und zwei Reihen blendend weißer Zähne
zeigend, „geht nur hjnauf.“

Sie wies ihm eine ſteile Treppe, die er indeſſen längſt
kannte. Er ſtieg hinauf und klopfte an die Tür. Eine Grabes-
ſtimme antwortete.

Der junge Mann trat in eine Art von Hängeboden, in
dem eine unbeſchreibliche Unordung herrſchte. Vollgeſtopft
on verſtaubten Schmökern, Kleidungsſtücken, allerlei Haus
at, wunderlichen Siebenſachen, wie einer ausgeſtopften Eule
nd ähnlichem, glich dies Zimmer mit ſeiner ganzen Habe
her der Höhle eines Geiſterbeſchwörers als der Studier-

lktenbogen bedeckten und wackligen Schreibtiſch, der an einer
eite ſogar durch einen Pack angeſtaubten Papiers unter

tützt war, ſaß ein kleiner dickwanſtiger Mann. Sein Kopf
war kahl. Hinter den Brillengkäſern funkelten ein paar leb
zafte Augen. Darunter ſprang mit kühnem Schwung, ſcharf
die ein eienſchnabel die kupferrote Naſe vor. Das
var Meiſter Michaux, abgefeimter Rechtsverdreher, Feld
neſſer, Muſiker und öffentlicher Schreiber der mit allen Hun

gehetzt, hier, wie die Maus in der Fabel, vom Fett des

rn Bauern lebte. W m aWar ihm auch der Firnis früheren Glanzes etwas a
and e ſo hatte ſich Meiſter Michaux doch noch
h benahm und ausdrückte, erhöhte noch die Ueberlegenheit,
ie die Landbewohnerſchaft ihm ſchon allein auf Grund ſeines
Aiploms zubilligte.

Er wandte ſich daher dem Wirtshaus zum „goldenen

ube eines Gelehrten. Hinter einem mit tauſend verſtreuten

Sobald er Edgar bemerkte, der doch immerhin nicht als
der erſte beſte galt, begrüßte er ihn höflich und bot ihm, einen
Stuhl an.

Womit könne er dem verehrten Herrn Roels dienen?
Edgar erklärte ihm den Fall. Nur um einen kleinen

Schriftſatz handle es ſich, um ein Heiratsverſprechen auf einem
regelrechten Stempelpapier, den dann der Schreiber ſtatt
ſeiner unterzeichnen ſolle. Das könne man doch machen, nicht
wahr?

„Aber natürlich, junger Herr, für 40 Sous, außer den
Stempelkoſten, können Sie ſo etwas in 10 Minuten haben.
Jch muß nur um die Einzelheiten bitten.“

Als aber Edgar Liſette Nolfs Namen ausſprach, ſprang
der gute Mann auf. Er rückte ſeine Brille zurecht, faßt ſeinen
Klienten ſcharf ins Auge und meinte: „Mein lieber junger
Herr, wiſſen Sie, daß Sie drauf und dran ſind, eine Dumm-
heit zu begehen?“

Jetzt ſprang Edgar auf.
„Jch habe nämlich die Ehre und Pflicht mitzuteilen,“

fuhr der Federfuchſer fort, „nicht etwa des kleinen Auftrages
wegen, den Sie mir erteilen. Aber aus einem anderen
Grunde

„Welchen?“
„Das iſt mein Berufsgeheimnis.“ Das ſprach der alte

Sünder mit einer ſo ernſten Miene aus, als ob es ſich ums
Allerheiligſte handelte. Edgar, der aber den Zauber ſchon
kannte, legte ein ſilbernes Fünffrankſtück auf die Tiſchkante
nieder.

„Nun, mein lieber junger Herr,“ fuhr der Spitzbube
fort, „Jhnen zulieb, will ich das Geheimnis lüften, da ich
Sie ja als Ehrenmann kenne. Aber bedenken Sie wohl, daß
nur der öffentliche Schreiber zu Jhnen ſpricht, denn in meiner
Eigenſchaft als Advokat, den das Berufsgeheimnis bindet

„Kommen Sie doch bitte zur Sache,“ fuhr Edgar fort,
da er vor Neugierde auf Kohlen ſaß.

„Nun, die Sache iſt alſo die: Vor einiger Zeit ſuchte mich
bas weltmänniſche Gewandtheit bewahrt. Die Art, wie er Vert Nolf auf. Jch dachte natürlich, er käme, um mich wegen

irgendeiner Klauſel ſeines Pachtvertrages zu beraten oder
ähnlichen Formelkram. Aber ich war wie aus den Wolken
gefallen, als er anfing, mich nach dem Geſetz über Feſtſtellung
der Vaterſchaft zu fragen und mich zu bitten, ihm alle aufwenn der Kerl nur gewollt hätte! Und wenn er nur

ht ſo getrunken hätte
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beziehende Geſetze zu erklären. Der verſchlagene Kerl hat
doch eine ſchöne Tochter na, das dürfte Jhnen nicht unbe-
kannt ſein und da ſichert er ſich eben ſchlau gegen einen
etwaigen Verführer oder gegen einen widerſpenſtigen Bräu-
tigam, der etwa gar nach Hinterlaſſenſchaft eines Unter
pfandes das Weite ſuchen will gder, was weiß ich, was er ſich
ſonſt dabei ausheckt. Kurzum, ich halte den Kerl für durch
trieben genug, einem unbeſonnenen jungen Mann, der ſich
von den ſchönen Augen der Tochter angezogen fühlt, eine
Falle zu ſtellen. Sie können ſich denken, daß ich auf alle
Weiſe verſucht habe, ihm einen Namen zu entlocken, um im
gegebenen Fall vielleicht einem Ehrenmann wie Jhnen
dienen zu können. Ja, ſchön! Eher bringt man eine Sphinx
zu einer Antwort, als den Als Honarar verlangte ich
30 Sous und der alte Filz, der ſonſt jeden Pfennig dreima!
umdreht, bevor er ihn ausgibt, zählt ſie auf den Tiſch ohne
mit der Wimper zu zucken. Das bewies mir, wie ungeheuer
wichtig ihm die ganze Angelegenheit iſt. Jch hatte die Sache
wahrhaftig ganz vergeſſen, nun aber ſehe ich, daß der ſo heiß
begehrte Name der Jhre hätte ſein können Lieber Herr,
feht Euch nur vorl!“

Allerdings ein eigentümliches Zuſammentreffen. Edgar
erkannte die ganze Doppelzüngigkeit der Nolfs. Sein
eigenes Vorhaben ließ er aber nicht dadurch ſtören. Jedoch
vor ſeinem halb rechtsbefliſſenen, halb ſchwindelhaften Gegen
über nahm er ſich in acht. Denn der wußte ihm ſchon genug.
Er ließ deshalb keine Unruhe merken und meinte:

„Schönen Dank für die Aufklärungen. Jm übrigen ſind
ſie für meinen Fall nicht von Belang.

„Und was über Jhren Auftrag?“
„O, ſchreiben Sie trotz allem.
Ob Michaur ſich drücken wolle? O ganz und gar nicht.

Er ergriff die Feder, zeichnete in der Luft ein paar zierliche
einleitende Schnörkel und verfaßte mit ſeiner üblichen Ge
wandtheit die ganze Geſchichte in einem Satz.

„50 Sous, junger Herr.“
Das Fünffrankenſtück war ja nur der Kaufpreis für das

Berufsgeheimnis geweſen.
Edgar zögerte nicht einen Augenblick, nahm das Blatt,

zahlte und ging.
Fortſetzung folgt.)
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den eurdpäiſchen Großmacht

immerhin darf wohl mit einiger Wahrſcheinlichkeit angenommen
werden, daß damit geſagt ſein ſoll, ſolche renegatenhafte Wirr
köpfe von angeblichen früheren Sozialdemokraten hätten die Be-
wegung der verhaßten Regierungs aliſten mit ffen. Und
das iſt uns eine ſo große Beſchimpfung ſeiner ſelbſt, der man doch
früher mit dieſen ſelben Leuten herzhaft den Bruderkuß ausge
tauſcht hat, daß wir es als ein eigenes Beſchmutzen hiermit öffent-
lich feſtnageln möchten.

Der vaterländiſche Frühſchoppen hat am Sonntag im Wal-
jalla-Theater ſtattgefunden, und zwar unter einer Beteiligub

über die e die Allgemeine Zeitung vorſichtig dahin äußert, d
die weiten Räume „recht gut gefüllt“ geweſen ſeien. Der Ober-
bürgermeiſter meinte einleitend unter anderem: „Heute ſind große
Teile des Volkes (alſo doch!) in unſeliger Verblendung befangen,
das Errungene preiszugeben und einen Frieden zu ſchließen, aus
dem ſich das Vaterland niemals wieder erheben kann. Der 19. Juni
1917 war ein Unglückstag- für unſer Volk, er verlängerte den Krieg
und zog uns den Spott der Feinde zu.“ Hierauf ſprach der ehe-
mnalige Paſtor und Fortſchrittler Traub über das, „was uns not“
tut. Nach ſeiner Meinung beſteht das darin, daß wir 1. Ruhe
halten, 2. die militäriſche Lage ausnutzen, 3. die „Phraſen“ von
der Militärpartei, dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker und den
Machtpolitikern bei uns fahren laſſen. Am Ende beſchloß man,
folgendes Telegramm an den Reichskanzler und die Oberſte Heeres-
leitung abzuſchicken: „Das deutſche Volk (ſo müſſen gerade dieſe
Leute reden!) hegt zu Hindenburg und Ludendorff unbegrengztes
Vertrauen, daß ſie Deutſchland zum endgültigen Siege führen.
Wir widerſprèchen jedem Verſuche, Deutſchlands Volkshelden von
der Geſtaltung ſeines Kriegs- und Friedensgeſchicks fernzuhalten.
So wie ſie den Frieden für gut halten, wird er ein deutſcher, kraft
voller Frieden werden.“ Und vor ſolch einer Mache ſoll nun irgend
ein Menſch Reſpekt haben! Etwas höher haben wir den Jntellekt
der Vaterländiſchen denn doch eingeſchätzt.

Die Kriegsbeſchädigtenfürſorge in Halle plant einen weiteren
Ausbau, wozu ſie neue Kräfte, neue Hilfe nötig hat. Als viertes
Arbeitsgebiet ſoll nämlich ein Netz von Vertrauensleuten geſchaffen
werden, damit diejenigen Kriegsbeſchädigten, die ſich in ihrem
neuen Beruf, in der ihnen vermittelten Stelle nicht wohl fühlen,
dieſe vielleicht ſchon aufgegeben haben, nicht aus dem Auge ver-
loren werden, ſondern daß ihnen erneut kräftige Hilfe zuteil wird,
daß ſie ſich nicht vernachläſſigt fühlen. Solcher Mitarbeiter braucht
man für Halle etwa 90 bis 100, für das Land 60--70.

Die Einſchränkung des Elektrizitäts Verbrauchs wird in einer um
fangreichen Bekanntmachung des Reichskommiſſars für die Kohlenver-
teilung neu geregelt. Danach iſt der Verbrauch elektriſcher Arbeit ein-
geſchränkt ſowohl bei denjenigen Verbrauchern, die ſie von einem Strom
oerſorgungsunternehmen beziehen, als auch bei denen, die ſie in eigener
Anlage (Einzelanlage) erzeugen. Die Verbrauchsbeſchränkung gilt für
alle Veröraucher von elektriſcher Arbeit, alſo auch für kriegsnotwendige
Betriebe, und zwar im allgemeinen auf 80 Prozent des Verbrauchs im
gleichen Monat des Kalenderjahres 1916, doch bleibt vorbehalten, ein
zelne Verbraucher in ſtärkerem Maße als auf 80 Prozent des Ver-
brauchs von 1916 einzuſchränken. Kriegsnotwendige Betriebe, deren
Verbrauch infolge von Erweiterungen gegenüber dem des gleichen Mo
nats des Jahres 1916 weſentlich geſtiegen iſt, werden auf 80 Prozent
des Durchſchnittsverbrauchs der Monate Auguſt, September und Oktober
1917 eingeſchränkt. Solche Verbraucher, die vor Jnkrafttreten dieſer
Bekanntmachung bereits Einſchränkungen des Verbrauchs elektriſcher
Arbeit vorgenommen hatten, können Berückſichtigung bei Durchführung
der Beſtimmungen dieſer e e Kleinverbraucher werden von der Einſchränkung des Verbranches elektriſcher Arbeit
nicht betroffen, ſofern der Jahresverbrauch 250 Kilowattſtunden nicht
überſteigt. Verbraucher, die von einem Stromverſorgungsunternehmen
elektriſche Arbeit gegen Bezahlung erhalten, haben für jede krotz be
ſonderer Warnung über die zugelaſſene Menge hinaus verbrauchte
Kilowattſtunde einen Aufpreis von 50 Pfennig zu zahlen. 0

Die Abgabe von Nähgarn. Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht
eine längere Bekanntmachung über die Verteilung von Baumwollnäh
faden und Leinennähgarn, die in Zukunſt durch die Kommunalver
bände an die Kleinhändler und Verbraucher gegen Bezugsausweiſe ver-
abfolgt werden ſollen. Nach der Bekänntmachung ſind die Kleinhändler
verpflichtet, ſolange ſie die erwähnten Waren vorrätig haben, an jeden
Ablieferer eines gültigen Bezugsausweiſes die auf dieſen entfallende
Menge der betreffenden Art abzugeben. Die Verarbeiter dürfen die
ihnen gelieferten Baumwollfäden und Leinennähzwirne nur in ihren
Verarbeitungsbezirken verarbeiten und nicht unverarbeitet veräußern.

Einziehung der Nickelmünzen. Die 10- und 5-Pfennig-Stücke
aus Nickel ſollen eingezogen werden. Laut Verfügung des Finanz-
miniſters haben die Kaſſen den Beſtand und die bei ihnen eingehenden
Nickelmünzen nicht wieder auszugeben, ſondern der nächſten Reichsbank-
ſtelle zuzuführen.

Vom Tierſchutz in Halle. Der hieſige Tierſchutz-Verein hielt
vorige Woche ſeine Generalverſammlung ab und hörte unter anderem
den Geſchäftsbericht, der diesmal zwei Jahre umfaßt. Es wären 124
Beſchwerden wegen Mißhandluüng von Tieren eingegangen, die der
Polizeiverwaltung und der Amtsanwaltſchaft übergeben worden ſeien,
die aber vielfach hätten unbeachtet bleiben müſſen, weil ſie anonym ein
geſandt waren. In 14 Fällen hätte ſich Racheakt herausgeſtellt. Zahl
reiche Anzeigen ſeien auch gegen die Führer der Poſtwagen eingegangen;
die davon in Kenntnis geſetzte Oberpoſtdirektion habe ihre Bereit-
willigkeit, die Mißſtände zu beſeitigen, ausgeſprochen. Die Schwierig-
keit liege in dem Mangel an beſſerem Erſatz. Dem Verein ſei es auch
gelungen, „Streumaterial für die Pferde zu beſchaffen. Weiter habe
der Verein mehrere tauſend Tierſchutzkalender an die Schulen verteilt.
Auf das Tieraſyl habe der Krieg gleichfalls nachteiligen Einfluß geübt.
So ſei z. B. die Zahl der Findlinge erheblich zurückgegangen, von 522
Hunden im vorletzten Jahre auf 70 Hunde im letzten Jahre und von 60
auf 12 Katzen. Auch die Zahl der Pfleglinge ſei zurückgegangen. Auf
Anordnung des Magiſtrats ſeien die Tier- Grabſtätten im Aſyl beſeitigt
worden, da ſie vielfach ganz geſchmackloſe Jnſchriften gehabt hätten.

Auch Erhöhung der Renlen aus der Unfallverſicherung. Der
Bundesrat hat in ſeiner Sitzung vom 17. Januar beſchloſſen, daß die
Empfänger von Verletztenrenten aus der Unfallverſicherung eine monai
liche Zulage von 8 Mark zu ihrer Rente beantragen können, wenn fol
gende Bedingungen erfüllt ſind: 1. Die Rente, die der Verletzte gegen
wärtig bezieht, muß mindeſtens eine ſolche von zwei Dritteln der Voll
rente ſein; 2 der Verletzte muß ſich im Jnland aufhalten; 3. es r
nicht Tatſachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, daß die Zu
lage nicht benötigt wird. Der Antrag iſt an den Verſicherungsträger
oder ein Verſicherungsamt zu richten. Zweckmäßigerweiſe werden ge
eignete Schriftſtücke dafür, daß die drei Bedingungen erfüllt ſind, ſo
fort beigefügt. Der Verſicherungsträger teilt ſeine Entſcheidung ſchrift
lich mit. Der Antragſteller kann gegen die Entſcheidung binnen einem
Monat nach Zuſtellung Einſpruch bei dem Oberverſicherungsamt ein
legen, das auf ſeinem Rentenbeſcheid angegeben iſt. Das Oberver-ſigerin samt entſcheidet endgültig. Zulagen werden vom 1. Februar

1918 bis zum 31. Dezember 1918 gewährt und durch die Poſt aus
gezahlt.

äge im E Dem Abgeordneten-K iſenbahn Güterverkehrhauſe iſt ein Se zugegangen, durch den die Regi
um die Er-

ung bittet, vom 1. April 1918 an auf den preußjſch- heſſiſchen
Staatseiſenbahnen einen Kriegszuſchlag von 15 Proz. zu den Frachi
ſätzen des Güter- und Tierverkehrs zu erheben. Der lag ſoll außer
Kraft treten mit Ablauf desjenigen zweiten Wirtſchaſtsjahres, das dem
Abſchluß des Friedens mit Der letzten mit Deutſchland im Kriege ſtehen

folgt. Zur ründung wird darauf hin
wieſen, das infolge der langen Dauer des eges auch die Eiſen

ungeheuer große Aufgaben zu bewältigen hatten, die von
Tag zu Tag ſteigern. Solange man nun noch mit einer
langen Dauer des Krieges und demgemäß mit einer ig
bald vorübergehenden Störung des richtigen Verhältniſſes zwiſchen Ein

nahmen und der r durſte, hättees die Regierung für einen Fehler gehalten, das Wirtſchaftsleben ſo mit
einer allgemeinen Tariferhöhung zu belaſten. Jetzt aber habe ſie ein
ſängeres Abwarten nicht mehr verantworten können, denn die Aus
gaben hätten von Monat zu Monat ſo zugenommen, daß trotz der

bierlehrling Karl Schmidt. Er iſt klejn, etwa 1.50 Meter groß, dunkel
blond, hat graublaue Augen, voll Zähne. Bekleidet war er mit
brauner Hoſe und Weſte, weißem ett, ſchwarzen Schnür
ſtiefeln, grauen Strümpfen und weißem Hemd, K. Sch. Eine
Kopfbedeckung hatte er nicht. Da mit der Möglichkeit eines
mordes durch Ertränken in der Saale gerechnet werden kann, wird beim
Auffinden unbekannter Leichen auf den Vermißten hingewieſen. Sach
dienliche Angaben über den Verbleib des Vermißten nimmt die Krimi
nalpolizei in Halle entgegen.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater.

Biertes Sinfonie- Konzert. Das diesmali Dyngert ſtand
unter dem überwältigenden Eindruck der pianiſtiſchen Kunſt von
Conrad Anſorge. Dieſer von allen Pianiſten beſonders Begnadete,
der trotz ſeines hohen Alters noch eine ungewöhnliche Beweglichkeitund Friſche beſitzt, wartete mit zwei der ſchwerſten Proben ſeines

großen Könnens auf. Er ſpielte zuerſt gemeinſam mit dem Or-
cheſter Liſzts Konzert Nr. 2 in A-Dur, und gab dann allein
Beethovens Sonate Nr. 57 in F- Moll (Appaſſionata), gab es in
einer Art, die ihresgleichen ſo [eicht nicht findet. Was er ſpielte,
erwuchs unter ſeinen Händen gleichſam zu einer Art höherer
Muſik und dabei war ein Singen und Klingen in den Tönen, daß
die Meiſtexſchaft ſeines großen Weimarer Kollegen direkt von
neuem zu heiß erfülltem Leben erwuchs. Da gab es auch gicht
einen Akkord, der leer vorübergerauſcht wäre, vielmehr wies jeder
Ton ſeine beſondere Note auf, und alle ergaben ſie Stück für Stück
ein Monumentalgebäude von ebenſo großem Wohlklang als er-
ſchütternder Pracht, Größe und auch Originalität. Um das zu er
reichen, dazu bedarf es freilich nicht nur der beſonders ausgebil-
deten Fingergeläufigkeit Conrad Anſorges, die ſowohl einen wun-
derbar feinen Anſchlag als auch ſonſt die volle Beherrſchung des
Flügels ihr eigen nennt, ſondern beinahe noch mehr das äußerſt
fein gebildete Seelenvermögen, dieſes Künſtlers ſich ganz in den
Stimmungsniederſchlag ſeiner Meiſter zu verſetzen und von da
aus das Geſchaute mit aller Zartheit und Jnnigkeit „iederzugeben.
Was er hierdurch bot, das wird jedem Zuhörer unvergänglich in
Erinnerung bleiben. Daran hätte ſelbſt Meiſter Fſg ſeine helle
Freude gehabt, dem er im übrigen auch ſonſt noch kongenial er-
ſcheint. Das Orcheſter ſelbſt bot zunächſt Beethovens herrliche
Eroica, die Sinfonie Nr. 3, jenes hohe Lied eines heldenhaften
Lebens, in dem ſich Beethoven ureigenſtes Weſen mit aller Gewalt
offenbart. Dann ließ es einen ganz Modernen folgen, Richard
Strauß, mit ſeiner ſinfoniſchen Dichtung „Tod und Verklärung“.
Ob die Konzertleitung mit dieſer Gegenüberſtellung einen beſon-
deren Zweck verfolgte, wiſſen wir nicht. Wir hätten viel lieber noch
einen unſerer klaſſiſchen Muſiker gehört. Jedenfalls aber wurde
damit erreicht, daß uns Strauß noch viel weniger leicht einging als
ſonſt, trotzdem deſſen Erfindungsgabe und Harmoniſierungsver-
mögen immer wieder bewundert werden muß. Die Wiedergabe
beider Werke, weiterhin auch des Orcheſterparts in dem Liſztſchen
Konzert war tadellos, woran der trotz ſeiner Jugend ſchon äußerſt
tüchtige Kapellmeiſter von Pandor einen hervorragenden Anteil
hat. Das Publikum gab ſich an dem ganzen Abend über ſtark
enthuſigasmiert. Jm übrigen ſei bei dieſer Gelegenheit ein ſehr
dringender Wunſch angebracht. Die h h möge doch da-
für ſorgen, daß bei den ſoliſtiſchen Darbietungen der gaſtierenden
Künſtler auch ein ſchönes Bühnenbild gewahrt bleibt. Es macht
wirklich keinen angenehmen Eindruck, beiſpielsweiſe im Vorder-
grunde Conrad Anſorge am Flügel zu ſehen, im Hintergrunde aber
auf lauter leere Stühle und Notenſtänder zu ſtoßen, zwiſchen denen

ein paar verlorene Muſiker ſitzen. cw.

Aus der Provinz.
Naumburg. Elektriſche Notlampen zur Straßen

beleuchtung. Für den Fall, daß mit weiterer Einſchränkung der
Gasbeleuchtung gerechnet werden muß, wodurch die Straßenbeleuch-
tung in Frage geſtellt werden könnte, hat unſere Stadtverwaltung
mit Einwilligung der Elektrizitätskommiſſion angeordnet, daß an
beſonders wichtigen Punkten der Stadt elektriſche Notlampen anzu
bringen ſind, deren Einrichtug jetzt erfolgen wird.

r Auch Mangelan Waſſer. Eine plötzlich eingetretene
Störung im Betriebe des ſtädtiſchen Waſſerwerks in Almrich wird
die Hebung des Waſſers nach dem Hochbehälter auf einige Zeit
erſchweren. Die Bürgerſchaft wird deshalb in ihrem eigenen Jnter-
eſſe gut tun, beim Waſſerverbrauche möglichſt ſparſam zu ſein, da
Du ne amtliche Einſchränkung des Verbrauches nicht erforderlich
wird.

Naumbuxg. Die „Mün ze“, das althiſtoriſche Bürgerhaus,
Gr. Neuſtraße 45/46, hat jetzt ſeinen Beſitzer gewechſelt, Aus
dieſem Anlaß wird über die Entſtezung des Namens „Münze“ be
richtet: Das ſtattliche Haus mit dem alten Röhrbrunnen vor dem
Hauſe und der ihn überſchattenden mächtigen Platane war einſt
für kurze Zeit kurfüxſtliche Munzprägeanſtalt, daher führt es
noch heute den Namen „die Münze 1613 war es im von
Georg Flemig (Flemming), deſſen Sohn, der Brauherr Kaſpar
Flemming in demſelben Jahre érſtochen wurde. Jakob Stein kaufte
es für den Kurfürſten, der es als Münzhaus einrichten ließ. Aber
nur kurze Zeit, höchſtens ein Jahr lang, übfe der „Münzverwalter“
Sebaſtian Hertel ſein Amt aue. Schon am l. März 1621 wurden
das bare Geld und die Schmelztiegel wegen Unehrlichkeit 77
Münzmeiſters nach Leipzig gebracht. Von den überaus ſelteneNaumburger Talern ſind mgeh einige erhalten, und erſt vor einigen

Monaten wurde bei einer großen Berliner Münzauktion auch einer
derſelben zu hohem Preiſe verkauft. Am 8. November 1622 erſtand
der Hofrittmeiſter des Kurfürſten, Wolf von Marſchall, das Haus
für 1800 Gulden und erhielt darüber ein Privilegium, daß ſein
Haus „frei von bürgerlicher Beſchwerung“ ſein ſollte. Daher rührt
auch das Doppelwappen über der v mit der Umſchrift:
Chur- und Hoch. Fürſtl. Sächſ. gnädigſt Privilegiexte Freyheit.

Zeitz. Jn der Woche vom 21. bis 27. Januar gelangen zur
Verteilung: auf Lebensmittelmarke 96 50 Gramm Margarine,
Preis 20 Pf., auf Lebensmittelmarke 97 75 Gramm Teigwaren,
Auszugsware, Preis 13 Pf. auf Brotaufſtrichkarte, Abſchnitt 21,
300 Gramm Marmelade, Preis 54 Pf. Es a zum Ver
kauf: Margarine am Donnerstag in den durch Aushang kennt-
lichen Geſchäften, Teigwaren am Freitag und Marmelade am Sonn
abend dort, wo die Waren beſtellt ſind.

Die jetzt zur h
ölkarten für Februar dürfen e
gelöſt werden. Die auf die einzelnen Karten en
wird noch bekanntgegeben

Clangenden Stein
vom 1. Februar an ein

llende Menge

Die Stadtoerordaeten nahmen in ihrer bereits an

die des der Ar z rund der vor.Bundesratsverordnung, die Kriegsunte 5 M.,

R nachweiſes wird man

ſchäftigter Perſonen geführt haben.

und gewährten, einem Beſchluß des Adgegrdne

e en e e e 2B wurde ein 81 ſä h Straße en ſiadtiſe eſtet h
letzungen und wurde mit dem ſchen wagen der Kgl. ige 1 in den neuen xn e en etmit iu e de er Hilfe leiſteten s erwehr m h Mkurzer Tätigkeit wieder adrücken. bei der

x t de ein Mark au das diean der Hettiner Stza en Se i n n n Amen n er und Tröger heſnrn be
n r ehe Kiſte mehrere Zentner Samentartoffeln und n c e 7

Vermißt wird aus Halle ſeit dem 14. Januar der 15 e Bar Wogen J. r ne hielten vorigee dir e ſ v m b Vorſtandes Mwurde die Frie aſſenrechnu r das Jahr r eſprocheund dem Rechnungsleger Ertiaſmg erteilt. u en
u auf Verſicherung der ſtädtiſchen Beamten und en ur

W lt, die iall eingehend zu fen, wurde eine Komm e e in Dnächſten Sitzung Bericht erſtatten ſoll. Der tratsantrag, die
ſtädtiſche Vorſorgeverſicherung von 25 auf 75 Prozent zu erhöhen, u
wurde angenommen, dem zur Unterbringung der Marktgeräte abzuſchlie al
e Pachtvertrage zugeſtimmt, zwei ſtädtiſchen Arbeitern die erbetene

cuerins lege bewilligt. ließlich wurde noch genommen la
von einer Mitteilung des Magiſtrats, daß eine Prüfung der Fernmelde P.
anlage am Waſſerturm zur Zeit zweckmäßig ſei. ſp

BDitterfelb. Unregelmäßigkeiten in der Lebens- fit
mittelverſorgung. Beim Lebensmittelamt unſeres Kreiſes T
ſind in letzter Zeit mehrfache Unregelmäßigkeiten und Schiebungen ha
vorgekommen, die zunächſt zur Verhaftung einzelner daſelbſt be Be

So wurde vor einigen Tagen
er Kaufmann B. aus Delitzſch, der beim hieſigen Landratsamt be-ſchäftigt war, in das Amtsgerichtsgefängnis eingeliefert. Ebenſo ſo

war auch der dort tätige Angeſtellte N. von hier in Unterſuchungs- de
haft genommen worden, der ſich inzwiſchen im Gerichtsgefängnis
erhängt hat. Dieſem ſtand auch die Fleiſchkarten- und Schlacht iſt
erlaubnisausgabe unter. Jn die Angelegenheit ſcheinen außerdem Fr
Angeſtellte von mehreren nahegelegenen induſtriellen Werken ver-
wickelt zu ſein.

Wittenberg. Verhinderter Schleichhandel. Bei einem 2
Handwerker in der Jüdenſtraße ſind von der Polizei 4 Zentner Roggen v
beſchlagnahmt worden, da der Roggen offenſichtlich auf unrechtmäßige lie
Weiſe erworben iſt und im Wege des Schleichhandels verſchoben werden he
ſollte Der Beſitzer behauptet, dieſen von einem Unbekannten erhalten Vo

zu haben, um ihn mahlen zu laſſen. terSchaufenſterdiebſtahl. Aus dem Schaufenſter des un
Uhrmachers Herrn Köhler, Markt 23, hat abends ein bisher noch nicht fül
ermittelter Dieb eine Tafel, auf der 36 ſilberne Ringe zum Preiſe von in
je 3 M. zur Schau ausgelegt waren, geſtohlen. Der Diebſtahl iſt da we
durch ausgeführt worden, daß der Dieb mit einem Haken die Tafel aus ſch
dem Spalt der zerbrochenen Schaufenſterſcheibe geholt hat. uk

Wittenberg. Eine Stadtverordneten ſitzung fand
in voriger Woche ſtatt. Nach der Wahl des Vorſtandes wurden ohne
Beſprechung die Haushaltsvoranſchläge für Elektrizitätswerk, Gas- bie
werkskaſſe, Waſſerwerkskaſſe, Fortbildungsſchulkaſſe, Armenkaſſe und der
Stiftungskaſſe nach de Vorſchlägen der Haushaltsprüfungskom- die
miſſion angenommen. Eine kurze Beſprechung rief nur die Vor- üb
lage über einen Nachtrag zur Hundeſteuerordnung hervor. Die ab
Finanzkommiſſion beantragte, die Hundeſteuer folgendermaßen zu un

erhöhen für den erſten Hund auf 30 M., für den zweiten Hundauf 50 M., für jeden weiteren Hund 80 M., für a hund 20 M. we
Der Antrag, für Jagdhunde gewiſſermaßen ein Steuerprivileg zu an
aſten, erfuhr indeſſen Widerſpruch, und die Verſammlung be ſie
chloß, keinerlei Ausnahmen zuzulaſſen, worauf ſie die Vorlage in
dieſer Form annahm. Außerhalb der Tagesordnung wurde der
Magiſtrat erſucht, auf r der Höchſtpreiſe für Ferkel hin-zuwirken, um ſo wieder eine ſGicung unſerer jetzt leeren Fertkel-

märkte zu erreichen. Ein größerer Teil der Tagesordnung wurde
in die geheime Sitzung verlegt.

Torgau. Zur Behebung der Wohnungsnot. Jn der
letzten Stadtverordnetenſihüng gab der Vorſitzende unter anderem auch
bekannt, daß das Miniſterium die Stadtbehörden aufgefordert hat, alles
was ihnen möglich iſt, zu tun, um dem eingetretenen Wohnungsmangel
abzuhalfen. Der ſtädtiſche Bauausſchuß war deshalb mit hieſigen Bau
meiſtern und den Mitgliedern des Magjſtrates zu eingehender Be
ratung verſammelt, um zu unterſuchen, was unter heutigen Verhält
niſſen zur Abhilfe getan werden könne. Man kam zu dem Schluſſe, daß
Reubauten bei dem jetzigen Arbeiter und Materialmangel kaum auszu-
führen und auch nicht ſchnell genug fertigzuſtellen ſeien Dagegen

wurde auf den Ausbau von Niederlagsräumen und dgl. zu Woh-
e ſowie die Errichtung von Manſarden- und Giebelwohnungen
hingewieſen, die ſich ſchneller und billiger herſtellen laſſen. Baupolizel
liche Beſchränkungen wegen dieſer Wohnungen werde man heute mög
lichſt fallen laſſen, auch würde die Stadt unter Umſtänden Baubeihilfen
gewähren. Nächſter Tage will der ſtädtiſche Bauausſchuß Grundſtücke
in dieſer Angelegenheit beſichtigen, und es wird um Entgegenkommen
der Beſitzer gebeten. Von der Errichtung eines ſtädtiſchen Wohnungs

da der des er tzervereins auch für
Nichtmitglieder unentgeltli iſt und ſich bisher gut bewährt habe.

Kleine Nachrichten. In Doberſchütz riß bei der Bockwindmühl
(Beſitz der Frau Kriegswitwe Gütte, Mutter von ſechs unerzogener
Kindern) der Sturm am twoch. die umkleidenden Schalbretter teil
weiſe weg und ſetzte das Räderwerk in ſo ſchnellen Umtrieb, daß di
Mühlſteine ſich erhitzten und der eine in drei Stücke zerſprang. Dadurd
wurde der bedauernswerten Frau, die mit ihren ſchwachen Kräften die
Mühle zum Stehen bringen wollte, der rechte Oberſchenkel zerſchmetter
und ihr auch innere Verletzungen zugefügt. Sie mußte e denKrankenhauſe in Eilenburg überführt werden. In Dippelsdorf

iſt kürzlich am hellen Nachmittag ein Schwein von 40-50 Pfund abge
ſchlachtet und weggebracht worden, ohne daß etwas davon bemerk
wurde. Der Verdacht lenkte ſich auf ein 15 mee Mädchen aus Teu
chern, das in dem Gehöft geweſen war. der vorgenommene
Hausſuchung wurden Blutſpuren an einem Korbe und Borſten
einem Gefäße, nicht aber das Fleiſch vorgefunden. Der 14 jä
e Hauer in Oſterfeld bemerkte, daß in den dem
lenbeſitzer Schönbrot gehörigen Teich ein Knabe gefallen war. Haue
n chnell eine Schneeſchaufel und hielt dieſelbe dem Knaben in da
Waſſer. Bei dem Verſuche, ihn herauszuziehen, brach der Schaufe
ſtiel. Kurz entſchloſſen legte ſich Hauer auf das Eis und ſo gelang e
m den Knaben aus dem Waſſer ans Ufer zu Ein ſchwere

nglücksfall ereignete ſo im Grundſtück des Landwirts Max Böhn
zu Schkölen. Als eine Witwe Kindler die Treppe heruntergehe
wollte, iſt ſie abgeſtürzt und hat das Genick gebrochen, ſo daß der
der Frau ſofort eintrat. Vor Tagen erſt hatte man ihre
Mann zu Grabe getragen. n des er iſt der
Jahre alte Straßenwärter Da llner aus Klein-Euter
dorf geworden. Er iſt auf einem zur Saale auf dem Nachhe
wege vom Hochwaſſer abgeſchnitten und ertrunken.

auswärtigen und Pof
Abonnenten.

An unſere
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